
LUISI UND CARBONE / MINISTERO DEL TESORO 

In den verbundenen Rechtssachen 286/82 und 26/83 

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribu­
nale Genua in den vor diesem anhängigen Rechtsstreitigkeiten 

GRAZIANA LUISI 

gegen 

MINISTERO DEL TESORO (Rechtssache 286/82) 

und 

GIUSEPPE CARBONE 

gegen 

MINISTERO DEL TESORO (Rechtssache 26/83) 

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 
67, 68 und 106 EWG-Vertrag, die dem vorlegenden Gericht die Entschei­
dung ermöglichen soll, ob bestimmte italienische Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet des Transfers ausländischer Devisen mit diesen Vertragsbestimmun­
gen vereinbar sind, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten T. Koopmans, K. Bahlmann und Y. Galmot, der Richter P. Pesca­
tore, Mackenzie Stuart, G. Bosco, U. Everling und C. Kakouris, 

Generalanwalt: G. F. Mancini 
Kanzler: P. Heim 

folgendes 
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URTEIL VOM 31. 1. 1984 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 286/82 UND 26/83 

URTEIL 

Tatbestand 

Die Vorlagebeschlüsse, der Verfahrens­
ablauf und die gemäß Artikel 20 des 
Protokolls über die Satzung des Ge­
richtshofes der EWG eingereichten Er­
klärungen lassen sich wie folgt zusam­
menfassen: 

I — Sachverha l t und V e r f a h r e n 

1. Die Sachverhalte der Ausgangsver­
fahren lassen sich wie folgt zusammen­
fassen : 

a) Rechtssache 286/82 

Mit Protokollen vom 28. August 1979 
und 12. Dezember 1980 stellte das Uffi­
cio Italiano dei Cambi (Italienisches De­
visenbewirtschaftungsamt) fest, daß die 
italienische Staatsangehörige Graziana 
Luisi mit Wohnsitz in Italien, die Kläge­
rin des Ausgangsverfahrens, im Ausland 
im Jahr 1975 Zahlungsmittel im Gegen­
wert von 24 906 393 Lire und im Jahr 
1976 im Gegenwert von 8 464 440 Lire 
verwendet hatte. Wie sich aus diesen 
Protokollen ergibt, hatte Frau Luisi in 
den Jahren 1975 und 1976 bei verschie­
denen italienischen Banken die Ausgabe 
ausländischer Devisen, unter anderem 
amerikanischer Dollar, Schweizer Fran­
ken, DM und Französischer Francs 
beantragt und die Devisen auch erhalten. 

Nach den seinerzeit geltenden italieni­
schen Rechtsvorschriften war die Aus­
fuhr ausländischer Devisen im Gegen­
wert von höchstens 500 000 Lire jährlich 
erlaubt. Wegen Verletzung dieser Be­
stimmungen belegte der Ministro del Te­
soro (Schatzminister) Frau Luisi mit zwei 

Geldbußen in Höhe des Unterschieds 
zwischen dem jeweiligen Gesamtbetrag 
der ausgeführten Devisen und dem zu­
lässigen Höchstbetrag. 

Im Verfahren vor dem Tribunale Genua 
focht Frau Luisi die Bescheide über die 
Verhängung dieser Geldbußen als rechts­
widrig an; sie behauptete, sie habe die 
betreffenden Devisen unter anderem zur 
Finanzierung mehrerer touristischer Auf­
enthalte in der Bundesrepublik Deutsch­
land und in Frankreich ausgeführt. Fer­
ner habe sie sich in der fraglichen Zeit 
mehrfach medizinischer Behandlung in 
Deutschland unterzogen. Nach Ansicht 
der Klägerin des Ausgangsverfahrens 
sind die italienischen Rechtsvorschriften 
zur Beschränkung der Ausfuhr von Zah­
lungsmitteln in Form ausländischer Devi­
sen für Fremdenverkehrszwecke unver­
einbar mit dem Gemeinschaftsrecht auf 
dem Gebiet des Kapitalverkehrs und der 
laufenden Zahlungen. 

b) Rechtssache 26/83 

Mit Protokoll vom 6. September 1979 
stellte das italienische Devisenbewirt­
schaftungsamt fest, daß der italienische 
Staatsangehörige Giuseppe Carbone mit 
Wohnsitz in Italien, der Kläger des Aus­
gangsverfahrens, im Jahr 1975 im Aus­
land Zahlungsmittel im Gegenwert von 
13 801 310 Lire verwendet hatte. Wie 
sich aus diesem Protokoll ergibt, hatte 
Herr Carbone im November 1975 bei 
etwa zwanzig italienischen Banken ame­
rikanische Dollar, Schweizer Franken 
und DM im vorgenannten Gesamtwert 
gekauft. Da er damit den seinerzeit nach 
den italienischen Rechtsvorschriften zu-
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lässigen Höchstbetrag von 500 000 Lire 
jährlich überschritten hatte, wurde er mit 
Verfügung des Schatzministers vom 28. 
November 1981 mit einer Geldbuße in 
Höhe des den zulässigen Höchstbetrag 
übersteigenden Betrags, d.h. 13 301 310 
Lire, belegt. 

Herr Carbone focht diese Verfügung des 
Schatzministers vor dem Tribunale Ge­
nua an. Er trug vor, er habe die auslän­
dischen Devisen für einen dreimonatigen 
touristischen Aufenthalt in der Bundes­
republik Deutschland verwendet, und 
machte geltend, die italienischen Rechts­
vorschriften zur Beschränkung der Aus­
fuhr von Zahlungsmitteln in Form aus­
ländischer Devisen für Fremdenverkehrs­
zwecke seien mit dem Gemeinschafts­
recht, namentlich mit den Artikeln 3 
Buchstabe c, 5, 67, 68, 71 und 106 
EWG-Vertrag unvereinbar. 

Die einschlägigen italienischen Rechts­
vorschriften 

2. Die italienische Devisenregelung be­
ruht auf dem Decreto legge Nr. 476 vom 
6. Juni 1956 zur Einführung neuer Devi­
senbestimmungen und eines freien Mark­
tes für ausländisches staatliches Papier­
geld und ausländische Banknoten (Gaz­
zetta ufficiale delle Repubblica italiana 
Nr. 137 vom 6. 6. 1956) und verschiede­
nen Durchführungsverordnungen. 

Gemäß Artikel 1 Absatz 2 dieses Decreto 
legge gelten als ausländische Devisen 
ausländisches staatliches Papiergeld und 
ausländische Banknoten, die gesetzliche 
Zahlungsmittel sind, sowie Wertpapiere, 
die als Zahlungsmittel im Verkehr zwi­
schen Gebietsansässigen und Gebiets­
fremden verwendet werden. 

Nach Artikel 8 des Decreto legge sind 
Gebietsansässige verpflichtet, dem Uffi­
cio Italiano dei Cambi (italienisches 
Devisenbewirtschaftungsamt) in ihrem 
Besitz befindliche ausländische Devisen 
zu überlassen. 

Die Bank von Italien oder die als Zweig­
stellen der Bank von Italien zugelassenen 
Kreditinstitute können an Gebietsan­
sässige, die sich zu Fremdenverkehrs-, 
Geschäfts- und Studienzwecken sowie 
zu medizinischer Behandlung ins Aus­
land begeben, unter der Bedingung aus­
ländische Devisen ausgeben, daß sie die 
vom Minister für Außenhandel erlasse­
nen Rechtsvorschriften einhalten (Artikel 
10 Buchstabe a des Decreto legge Nr. 
476). 

In Artikel 4 Buchstabe a des Decreto 
ministeriale vom 6. Juni 1956 (GURI 
Nr. 138 vom 7. 6. 1956) heißt es: 

„Die Ausfuhr von ausländischem staat­
lichem Papiergeld und ausländischen 
Banknoten durch Gebietsansässige für 
Fremdenverkehrs-, Geschäfts- und Stu­
dienzwecke sowie für Zwecke der medi­
zinischen Behandlung ist bis zu dem vom 
Außenhandelsminister festgesetzten Be­
trag zulässig." 

Dieser Höchstbetrag war ursprünglich 
durch Artikel 12 des Decreto ministeriale 
vom 26. Oktober 1967 (GURI Nr. 280 
vom 10. 11. 1967) für Reisen zu Frem­
denverkehrs-, Geschäfts- und Studien­
zwecken sowie zur medizinischen Be­
handlung auf 1 000 000 Lire je Reise 
festgesetzt worden. Mit Decreto ministe­
riale vom 21. März 1974 (GURI Nr. 77 
vom 22. 3. 1974) wurde später die Aus­
fuhr von ausländischem staatlichem Pa­
piergeld und ausländischen Banknoten 
sowie auf eine ausländische Währung 
lautenden Wertpapieren durch Gebiets­
ansässige zu den vorgenannten Zwecken 
in Höhe eines 500 000 Lire entsprechen­
den Betrags genehmigt (Artikel 13). 

Im einzigen Artikel des Decreto ministe­
riale vom 2. Mai 1974 (GURI Nr. 114 
vom 3. 5. 1974) zur Änderung des De-
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creto ministeriale vom 21. März 1974 
heißt es: 

,,a) Die Ausfuhr von ausländischem 
staatlichem Papiergeld und ausländi­
schen Banknoten sowie auf eine aus­
ländische Währung lautenden Wert­
papieren durch Gebietsansässige für 
Fremdenverkehrs-, Geschäfts- und 
Studienzwecke sowie für Zwecke 
der medizinischen Behandlung ist bis 
zu einem Gegenwert von höchstens 
500 000 Lire jährlich zulässig." 

Das Decreto ministeriale vom 22. De­
zember 1975 (GURI Nr. 343 vom 31. 12. 
1975) enthält in Artikel 13 eine gleich­
lautende Bestimmung, nach der Reisen­
den, die sich zu den vorgenannten Zwek-
ken ins Ausland begeben, Devisen im 
Gegenwert von höchstens 500 000 Lire 
jährlich zur Verfügung gestellt werden 
können. 

Gemäß Artikel 13 des Decreto legge Nr. 
476 können beim Außenhandelsminister 
besondere Genehmigungen zur Ausgabe 
von ausländischen Devisen in einem Ge­
genwert von .mehr als 500 000 Lire bean­
tragt werden. Der Außenhandelsminister 
kann diese Befugnis auf das italienische 
Devisenbewirtschaftungsamt übertragen. 
Nach Nr. 3 des Runderlasses Nr. A/300 
dieses Amtes vom 3. Mai 1974 ist die 
Ausgabe von Devisen im Gegenwert von 
mehr als 500 000 Lire nur zulässig für 
Fremdenverkehrs-, Geschäfts- und Stu­
dienreisen sowie für Reisen zur medizi­
nischen Behandlung nach vorheriger 
Prüfung der in jedem einzelnen Fall vor­
zulegenden Belege durch das italienische 
Devisenbewirtschaftungsamt. 

In der in den Ausgangsverfahren in Rede 
stehenden Zeit wurde die Ausfuhr von 
ausländischen Devisen, deren Gegenwert 
die allgemein zugelassene Höchstgrenze 
oder die von einem Gebietsansässigen 

möglicherweise erlangte Sondergenehmi­
gung überstieg, als Verwaltungsunrecht 
mit einer Geldbuße bis zur Höhe des 
fünffachen Wertes der Devisen geahndet, 
auf die sich die Zuwiderhandlung bezog 
(Artikel 15 des Decreto legge Nr. 476). 
Mit dem Decreto legge Nr. 31 vom 
4. März 1976 (GURI Nr. 60 vom 5. 3. 
1976) wurden später Sanktionen mit 
Strafcharakter eingeführt. 

Die devisenrechtlichen Bestimmungen 
wurden durch das Decreto ministeriale 
vom 12. März 1981 (Suppl. ordin, zur 
GURI Nr. 82 vom 24. 3. 1981) erneut 
geändert. Die Grenze der allgemeinen 
Genehmigung für Fremdenverkehrs- und 
Geschäftsreisen wurde auf den Gegen­
wert von 1 100 000 Lire jährlich angeho­
ben; die Möglichkeit von Sondergeneh­
migungen für einen diese Grenze über­
steigenden Betrag bestand nur für 
Geschäftsreisen. In Anwendung dieses 
Decreto in der Fassung des Decreto mi­
nisteriale vom 14. Juli 1982 (Suppl. or­
din, zur GURI Nr. 207 vom 29. 7. 1982) 
wurde die jährliche Zuteilung für 
Gebietsansässige, die sich zu Fremden­
verkehrszwecken ins Ausland begeben 
wollen, mit Runderlaß Nr. 1/11 des ita­
lienischen Devisenbewirtschaftungsamtes 
vom 9. Mai 1983 (GURI Nr. 137 vom 
20. 5. 1983) auf den Gegenwert von 
höchstens 1 600 000 Lire festgesetzt, und 
zwar 100 000 Lire in der Form von aus­
ländischem staatlichem Papiergeld und 
ausländischen Banknoten und der Rest in 
der Form verschiedener anderer Zah­
lungsmittel. Gebietsansässige, die sich zu 
Geschäfts- oder Studienzwecken oder 
zum Zwecke medizinischer Behandlung 
ins Ausland begeben, können im Rahmen 
ihres tatsächlichen und nachgewiesenen 
Bedarfs, den die zugelassenen Banken 
nachzuprüfen haben, ausländische Devi­
sen erhalten. 
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Das Gemeinschaftsrecht 

3. Im Ausgangsverfahren berufen sich 
die Kläger zum einen auf die Artikel 67 
und 68 EWG-Vertrag über den Kapital­
verkehr und zum anderen auf Artikel 
106 EWG-Vertrag betreffend den Wa­
ren-, Dienstleistungs- und Kapitalver­
kehr sowie den Transfer von Kapital­
beträgen und Arbeitsentgelten. 

Artikel 106 Absatz 3 lautet: 

„Die Mitgliedstaaten führen untereinan­
der keine neuen Beschränkungen für die 
Transferierungen ein, die sich auf die in 
der Liste des Anhangs III zu diesem Ver­
trag aufgeführten unsichtbaren Trans­
aktionen beziehen. 

Die bestehenden Beschränkungen wer­
den gemäß den Artikel 63 bis 65 schritt­
weise beseitigt, soweit hierfür nicht die 
Absätze 1 und 2 des vorliegenden Arti­
kels oder das Kapital über den freien 
Kapitalverkehr maßgebend sind." 

Zu den in der Liste des Anhangs III 
zum Vertrag aufgeführten unsichtbaren 
Transaktionen gehören Transaktionen in 
folgenden Bereichen : 

— Geschäftsreisekosten 

— Fremdenverkehr 

— Private Reisen und Aufenthalte zu 
Studienzwecken 

— Private Reisen und Aufenthalte aus 
gesundheitlichen Gründen 

— Private Reisen und Aufenthalte aus 
familiären Gründen. 

Der Rat hat zwei Richtlinien zur Durch­
führung des Artikels 67 EWG-Vertrag 
erlassen, die erste am 11. Mai 1960 (ABl. 
vom 12. 7. 1960, S. 921) und die zweite, 
durch die die erste ergänzt und geändert 
wurde, am 18. Dezember 1962 (ABl. 
vom 22. 1. 1963, S. 62). Die beiden 
Richtlinien enthalten in der Anlage I ein 
vollständiges Verzeichnis der unter Arti­

kel 67 EWG-Vertrag fallenden Kapital­
verkehrsvorgänge. In dieser Anlage wer­
den vier Gruppen von Kapitalverkehr un­
terschieden, die durch die Listen A, B, C 
und D gebildet werden. Hinsichtlich der 
von der Liste D erfaßten Transaktionen, 
zu denen unter anderen die Ein- und 
Ausfuhr von Vermögenswerten gehören, 
sind die Mitgliedstaaten nach Artikel 7 
der Ersten Richtlinie verpflichtet, die 
Kommission über die Änderungen der 
diese Transaktionen betreffenden Vor­
schriften zu unterrichten. 

Zur Durchführung von Artikel 106 
EWG-Vertrag hat der Rat ebenfalls zwei 
Richtlinien erlassen. Die auf die Artikel 
63 und 106 Absatz 2 gestützte Richtlinie 
63/340 vom 31. Mai 1963 ist auf die 
Aufhebung aller Verbote oder Behinde­
rungen von Zahlungen für Leistungen 
gerichtet, wenn der Dienstleistungsver­
kehr nur durch Beschränkungen der da­
mit verbundenen Zahlungen begrenzt ist 
(ABl. vom 10. 6. 1963, S. 1609). Artikel 3 
dieser Richtlinie lautet wie folgt: 

„Diese Richtlinie gilt für die in den Arti­
keln 59 und 60 des Vertrages genannten 
Dienstleistungen. 

Sie gilt jedoch nicht für die Dienstlei­
stungen auf dem Gebiet des Verkehrs 
und für die Ausgabe von Reisedevisen." 

Die auf die Artikel 63 und 106 Absatz 3 
gestützte Richtlinie 63/474 vom 30. Juli 
1963 ist auf die Liberalisierung der 
Transferzahlungen für unsichtbare 
Transaktionen gerichtet, die nicht mit 
dem Waren-, Dienstleistungs-, Kapital-
und Personenverkehr in Verbindung 
stehen (ABl. vom 17. 8. 1963, S. 2240). 
Die in der Anlage zu dieser Richtlinie 
aufgeführten unsichtbaren Transaktionen 
umfassen nicht die Kosten für Reisen zu 
Fremdenverkehrs-, Geschäfts- und Stu­
dienzwecken sowie zur medizinischen 
Behandlung. 
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Verfahren 

4. Wie sich aus dem Vorlagebeschluß 
in der Rechtssache 286/82 ergibt, ist das 
Tribunale Genua entsprechend dem Ur­
teil des Gerichtshofes vom 11. November 
1981 in der Rechtssache 203/80 (Casati, 
Slg. 1981, 2595) der Auffassung, daß die 
gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen 
über den Kapitalverkehr nicht zwingend 
die Beseitigung der von den Mitglied­
staaten geschaffenen Beschränkungen im 
Bereich der Ausfuhr von ausländischen 
Devisen in bar vorschrieben. Nach An­
sicht des Gerichts fallen die in Rede ste­
henden Vorgänge in die Bereiche Frem­
denverkehr, Geschäftsreisen, Studienrei­
sen oder Reisen zu medizinischer Be­
handlung, die zu den unsichtbaren 
Transaktionen nach Artikel 106 Absatz 3 
Unterabsatz 1 EWG-Vertrag gehörten 
und in der Liste des Anhangs III zum 
Vertrag aufgeführt seien. Demgemäß 
hält es das vorlegende Gericht für klä­
rungsbedürftig, ob die Bürger dér Ge­
meinschaft Rechte besitzen, die die Mit­
gliedstaaten aufgrund der „Stillhalte­
klausel" des Artikels 106 Absatz 3 Un­
terabsatz 1 beachten müssen. Unter Hin­
weis darauf, daß sich der Gerichtshof im 
vorgenannten Urteil nicht zur Auslegung 
dieser Bestimmung im Verhältnis zu den 
Artikeln 67 ff. EWG-Vertrag über den 
Kapitalverkehr geäußert habe, hat das 
Tribunale mit Beschluß vom 12. Juli 

1982 das Verfahren ausgesetzt und dem 
Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Ver­
trag folgende Frage zur Vorabentschei­
dung vorgelegt: 

„Haben die Rechtssubjekte der Gemein­
schaftsrechtsordnung, die sich als ge­
bietsansässige Reisende zu Fremdenver­
kehrs-, Geschäfts- und Studienzwecken 
sowie zur medizinischen Behandlung ins 
Ausland begeben, bei der Ausfuhr von 
ausländischem staatlichen Papiergeld und 
ausländischen Banknoten sowie auf eine 
ausländische Währung lautenden Wert­

papieren Rechte, die die Mitgliedstaaten 
aufgrund der ,Stillhalteklausel' des Arti­
kels 106 Absatz 3 Unterabsatz .1 EWG-
Vertrag beachten müssen, weil dieser 
Vorgang zu den im Anhang III zum 
EWG-Vertrag aufgeführten unsichtbaren 
Transaktionen gehört, 

oder gehört dieser Fall — objektiv gese­
hen ein Transfer von Devisen in bar — 
wegen der in Artikel 106 Absatz 3 Un­
terabsatz 2 EWG-Vertrag enthaltenen 
Verweisung zum Kapitalverkehr, dessen 
Liberalisierung nach den Artikeln 67 und 
68 EWG-Vertrag und den Bestimmun­
gen der hierzu erlassenen Richtlinien des 
Rates vom 11. Mai 1960 und 18. Dezem­
ber 1962 nicht zwingend vorgeschrieben 
ist, so daß in diesen Bereichen Kontroll­
maßnahmen und Sanktionen — im vor­
liegenden Fall administrativer Art — der 
Mitgliedstaaten rechtmäßig sind?" 

5. In der Begründung des Vorlagebe­
schlusses in der Rechtssache 26/83 weist 
das Tribunale Genua darauf hin, daß 
nach Artikel 106 Absatz 1 EWG-Vertrag 
die Liberalisierung des Dienstleistungs­
verkehrs im Sinne von Artikel 59 die Be­
seitigung aller Kontrollen hinsichtlich 
von Zahlungen in Verbindung mit dem 
Dienstleistungsverkehr nach sich ziehen 
müsse. Im vorliegenden Fall seien DM-
Beträge für Zwecke des Fremdenver­
kehrs im Gebiet eines Mitgliedstaats der 
Gemeinschaften verwendet worden, und 
zwar namentlich zur Bezahlung von Lei­
stungen im Beherbergungssektor und in 
benachbarten Bereichen. Daher bedürfe 
der Begriff des Dienstleistungsverkehrs 
im Sinne von Artikel 106 Absatz 1 der 
Auslegung. Des weiteren sei zu prüfen, 
ob Devisentransferierungen in Zusam­
menhang mit Dienstleistungen auf dem 
Gebiet des Fremdenverkehrs als „lau­
fende Zahlungen" oder als „Kapitalver-, 
kehr" anzusehen seien. Mit Beschluß 
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vom 22. November 1982 hat das Tribu­
nale das Verfahren ausgesetzt und dem 
Gerichtshof der Europäischen Gemein­
schaften gemäß Artikel 177 EWG-Ver­
trag folgende Frage zur Vorabentschei­
dung vorgelegt: 

„Haben Rechtssubjekte der Gemein­
schaftsrechtsordnung, die sich als ge­
bietsansässige Reisende zu Fremdenver­
kehrszwecken ins Ausland begeben, bei 
der Ausfuhr von ausländischem staatli­
chem Papiergeld oder ausländischen 
Banknoten sowie auf ausländische Wäh­
rungen lautenden Wertpapieren Rechte, 
die die Mitgliedstaaten aufgrund des un­
mittelbar anwendbaren Artikels 106 Ab­
satz 1 EWG-Vertrag beachten müssen, 
falls davon auszugehen ist, daß Reisen 
im Rahmen des Fremdenverkehrs zum 
Bereich des Dienstleistungsverkehrs ge­
hören und daß die Devisentransferierun-
gen zur Bestreitung der mit diesen Rei­
sen verbundenen Kosten als laufende 
Zahlungen anzusehen sind, die deshalb 
wie die Dienstleistungen, auf die sie sich 
beziehen, als liberalisiert angesehen wer­
den müssen, 

oder gehört der betreffende Vorgang 
deshalb, weil er unter die in Anhang III 
zum Vertrag aufgeführten unsichtbaren 
Transaktionen fällt und weil er objektiv 
gesehen einen Transfer von Devisen in 
bar darstellt, aufgrund der Verweisung in 
Artikel 106 Absatz 3 Unterabsatz 2 zum 
Kapitalverkehr, dessen Liberalisierung 
durch die Artikel 67 und 68 EWG-Ver­
trag und die dazu erlassenen Richtlinien 
des Rates vom 11. Mai 1960 und vom 8. 
Dezember 1962 nicht zwingend vorge­
schrieben ist, so daß in diesen Bereichen 
Kontrollmaßnahmen und Sanktionen — 
im vorliegenden Fall administrativer Art 
— der Mitgliedstaaten rechtmäßig sind?" 

Die Vorlagebeschlüsse sind am 27. Ok­
tober 1982 (Rechtssache 286/82) und am 
21. Februar 1983 (Rechtssache 26/83) in 

das Register der Kanzlei des Gerichts­
hofes eingetragen worden. 

6. Mit Beschluß vom 8. Juni 1983 hat 
der Gerichtshof die beiden Rechtssachen 
für die Zwecke des mündlichen Verfah­
rens und einer gemeinsamen Entschei­
dung verbunden. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über 
die Satzung des Gerichtshofes der EWG 
haben schriftliche Erklärungen einge­
reicht 

— in der Rechtssache 286/82 Frau Gra-
ziana Luisi, Klägerin des Ausgangs­
verfahrens, vertreten durch Rechtsan­
wälte Giuseppe Conte und Gualtiero 
Timossi, Genua, und die Regierung 
der Französischen Republik, insoweit 
vertreten durch ihren Bevollmächtig­
ten Jean-Paul Costes, Attaché beim 
Generalsekretariat des Premiermini­
sters, 

— in der Rechtssache 26/83 Herr Giu­
seppe Carbone, Kläger des Ausgangs­
verfahrens, vertreten durch Rechtsan­
wälte Giuseppe Conte und Gualtiero 
Timossi, Genua, und die Regierung 
des Königreichs der Niederlande, 
vertreten durch ihren Bevollmächtig­
ten E. F. Jacobs in Vertretung des 
Generalsekretärs im Außenministe­
rium, 

— und in beiden Rechtssachen die Re­
gierung der Bundesrepublik Deutsch­
land, vertreten durch ihren Bevoll­
mächtigten Martin Seidel, die Regie­
rung des Königreichs Belgien, vertre­
ten durch ihre Bevollmächtigten 
W. Collins (in der Rechtssache 
286/82) und E. de Beer de Laer (in 
der Rechtssache 28/83), die Regie­
rung der Italienischen Republik, ver­
treten durch Avvocato dello stato 
Marcello Conti als Bevollmächtigten, 
und die Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften, vertreten 
durch das Mitglied ihres Juristischen 
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Dienstes Guido Berardis als Bevoll­
mächtigten. 

Auf Bericht des Berichterstatters und 
nach Anhörung des Generalanwalts hat 
der Gerichtshof beschlossen, die münd­
liche Verhandlung ohne vorherige Be­
weisaufnahme zu eröffnen. Er hat jedoch 
die Beteiligten des Vorabentscheidungs-
Verfahrens ersucht, sich in der Sitzung 
zur Definition des Begriffs der „Ge­
schäftsreise" im Sinne des Anhangs III 
zum Vertrag zu äußern. 

II — Beim Ger ich t shof e inge­
re i ch te schr i f t l iche E rk l ä ­
rungen 

Was die Beurteilung von Devisenausfuh­
ren für Fremdenverkehrszwecke im Hin­
blick auf den Vertrag angeht, lassen sich 
den in den vorliegenden Rechtssachen 
eingereichten Erklärungen drei Grund­
auffassungen entnehmen: Zum einen 
werden die betreffenden Vorgänge als 
unter Artikel 67 EWG-Vertrag fallender 
Kapitalverkehr eingestuft. Nach einer 
zweiten Auffassung handelt es sich dabei 
um unsichtbare Transaktionen im Sinne 
von Artikel 106 Absatz 3 EWG-Vertrag. 
Schließlich werden diese Vorgänge im 
Sinne von Artikel 106 Absatz 1 EWG-
Vertrag als Zahlungen angesehen, die 
sich auf den Dienstleistungsverkehr be­
ziehen. 

Vorbemerkung 

Die italienische Regierung äußert zu­
nächst Zweifel am Vorbringen der Klä­
ger in den Ausgangsverfahren, sie hätten 
den Gesamtbetrag der in den beiden 
Rechtssachen in Rede stehenden Devisen 
für Fremdenverkehrszwecke in Ländern 
der Gemeinschaft verwendet. In den 
Ausgangsverfahren hätten die Kläger 
hierfür keine stichhaltigen Beweise vor­
gelegt. Die hohen Beträge, die in beiden 

Fällen innerhalb relativ kurzer Zeiträume 
abgehoben worden seien, überstiegen bei 
weitem den Zahlungsmittelbedarf eines 
Touristen selbst für einen längeren Auf­
enthalt im Ausland. Zudem handele es 
sich zum Teil um Devisen, die auf Dritt­
landswährungen lauteten. Hierzu weist 
die italienische Regierung darauf hin, 
daß nach den italienischen Devisenbe­
wirtschaftungsvorschriften für einen Ge­
bietsansässigen schon der bloße Besitz 
ausländischer Devisen, die nicht inner­
halb der vorgeschriebenen Fristen beim 
italienischen Devisenbewirtschaftungsamt 
abgegeben worden seien, eine Zuwider­
handlung darstelle. Obwohl der Ge­
richtshof den Sachverhalt der Ausgangs­
verfahren nicht nachzuprüfen habe, sei 
es doch von Nutzen, das vorlegende Ge­
richt darauf hinzuweisen, daß die ge­
meinschaftsrechtlichen Bestimmungen 
betreffend den Kapitalverkehr sowie die 
Zahlungen und Transferierungen, die 
sich auf unsichtbare Transaktionen be­
zögen, nicht den bloßen Besitz auslän­
discher Devisen durch Gebietsansässige 
eines Mitgliedstaats beträfen und sich 
auch nicht auf die Ausfuhr von Devisen 
durch Gebietsansässige bezögen, die sich 
in Drittländer begäben. 

Aufgrund dieser Erwägungen gehe die 
italienische Regierung davon aus, daß 
der Gegenstand des Rechtsstreits auf die 
Abgabe und die Ausfuhr von Devisen be­
schränkt sei, die nicht für besondere 
Zwecke bestimmt seien, sondern ledig­
lich von ins Ausland reisenden Personen 
benötigt würden, um die während der 
Reise entstehenden allgemeinen Bedürf­
nisse zu befriedigen. 

Erklärungen zugunsten der Anwendbarkeit 
von Artikel 67 

Nach Ansicht der französischen und der 
italienischen Regierung stellt die Ausfuhr 
von Devisen für Fremdenverkehrszwecke 
einen unter Artikel 67 fallenden Kapital-
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Verkehrsvorgang dar. Zur Begründung 
machen sie geltend, die Devisenausfuhr 
sei nichts weiter als ein Mittel, das es 
einer Person erlaube, in einem bestimm­
ten Land über Zahlungsmittel zu verfü­
gen. Beim Grenzübertritt sei die endgül­
tige Verwendung dieser Zahlungsmittel 
noch unbestimmt. Bei der Ausfuhr ließen 
sich nämlich die betreffenden Zahlungs­
mittel noch nicht einer bestimmten Zah­
lung als Gegenleistung für eine be­
stimmte Leistung zuordnen, so daß ledig­
lich ein Devisentransfer von einem Mit­
gliedstaat in einen anderen vorliege. So­
mit seien sämtliche Voraussetzungen er­
füllt, um den betreffenden Vorgang als 
Kapitalverkehr im Sinne von Artikel 67 
einzustufen. Die Ausfuhr von Vermö­
genswerten sei in der Liste D der Anlage 
I zur Richtlinie vom 11. Mai 1960, der 
Ersten Richtlinie zur Durchführung des 
Artikels 67 EWG-Vertrag, enthalten. Die 
in dieser Liste aufgeführten Vorgänge 
gehörten zum Kapitalverkehr, hinsicht­
lich dessen den Mitgliedstaaten keinerlei 
Liberalisierungspflicht obliege. 

Die italienische Regierung führt ergän­
zend aus, diese Auffassung werde da­
durch bestätigt, daß Privatreisen zu 
Fremdenverkehrszwecken nicht bei den 
unsichtbaren Transaktionen genannt 
seien, die in der Anlage zur Richtlinie 
63/474 des Rates zur Liberalisierung der 
Transferzahlungen für unsichtbare 
Transaktionen, die nicht mit laufenden 
Zahlungen oder mit dem Kapitalverkehr 
in Verbindung stehen, aufgeführt seien. 
Offensichtlich sei der Rat der Ansicht 
gewesen, daß Transferierungen, die sich 
auf Reisen zu Fremdenverkehrszwecken 
bezögen, zumindest insoweit zur Kate­
gorie des Kapitalverkehrs gehörten, als 
sie nicht der Bezahlung bestimmter 
Dienstleistungen dienten. 

Die italienische Regierung vertritt unter 
Berufung auf das Urteil vom 11. Novem­
ber 1981 in der Rechtssache 203/80 (Ca­

sati, Sig. 1981, 2595) die Auffassung, Ar­
tikel 71 Absatz 1 erlege den Mitglied­
staaten keine „Stillhalteverpflichtung" 
auf, auf die sich der einzelne gegenüber 
Beschränkungen der Ausfuhr von Devi­
sen durch Reisende berufen könne. Auch 
Artikel 67 Absatz 1 enthalte keine Ver­
pflichtung zur automatischen Aufhebung 
all dieser Beschränkungen bei Ablauf der 
Übergangszeit. Eine solche Liberalisie­
rung müsse vielmehr nach dem Verfah­
ren des Artikels 69 erfolgen. 

Unter diesen Umständen komme eine 
Anwendung von Artikel 106 Absatz 3 
auf die Ausfuhr von Devisen für Frem­
denverkehrszwecke nicht in Betracht, 
obwohl der Fremdenverkehr zu den un­
sichtbaren Transaktionen nach Anhang 
III zum Vertrag gehöre. 

Artikel 106 Absatz 3 komme eine rein 
subsidiäre Bedeutung in dem Sinne zu, 
daß er nur dann für die im Anhang III 
zum Vertrag aufgeführten unsichtbaren 
Transaktionen gelte, wenn diese Trans­
aktionen nicht unter andere Vertragsvor­
schriften fielen. Wie sich nämlich aus Ar­
tikel 106 Absatz 3 Unterabsatz 2 ergebe, 
stellten die Transferierungen, die sich auf 
einige der im Anhang III genannten un­
sichtbaren Transaktionen bezögen, in 
Wahrheit unter Artikel 106 Absatz 1 und 
2 fallende laufende Zahlungen oder Ka­
pitalverkehr im Sinne von Artikel 67 
EWG-Vertrag dar. Die Verweisung auf 
die Artikel 63 und 65 im Hinblick auf 
die schrittweise Beseitigung der Be­
schränkungen für die Transferierungen, 
die sich auf unsichtbare Transaktionen 
bezögen, sei nur für die Transferierun­
gen sinnvoll, bei denen es sich nicht um 
laufende Zahlungen oder um Kapitalver­
kehr handele. Der Grund hierfür liege 
darin, daß für die Liste im Anhang III 
zum Vertrag die Anlage B des Kodex 
der Liberalisierung der laufenden un­
sichtbaren Operationen der OECD in 
vollem Umfang übernommen worden sei, 

387 



URTEIL VOM 31. 1. 1984 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 286/82 UND 26/83 

bei dessen Abfassung das durch den 
EWG-Vertrag geschaffene Begriffs­
system und insbesondere die Definition 
des Begriffs der Dienstleistung in den Ar­
tikeln 59 und 60 EWG-Vertrag nicht be­
rücksichtigt worden seien. 

Nach der gewöhnlichen Klassifizierung 
der internationalen Zahlungsvorgänge 
unterscheide man den Kapitalverkehr 
einerseits und die laufenden Zahlungen 
andererseits. Letztere bestünden im 
Transfer von Devisen im Austausch für 
eine gleichzeitige Gegenleistung, nämlich 
einen Warentransfer oder eine Dienstlei­
stung. Im ersten Fall handele es sich um 
eine laufende Zahlung, die sich auf ein 
Handelsgeschäft beziehe, während im 
zweiten Fall eine laufende Zahlung im 
Zusammenhang mit einer unsichtbaren 
Transaktion vorliege; beide Fälle würden 
grundsätzlich von Artikel 106 Absätze 1 
und 2 EWG-Vertrag erfaßt. Bestimmte 
im Anhang III zum Vertrag genannte 
Operationen, wie z. B. Bankspesen und 
Representations- oder Dokumentations­
kosten, fielen nicht unter den Begriff der 
Dienstleistung im Sinne der Artikel 59 
und 60 EWG-Vertrag. Der Begriff der 
„Leistungen, die in der Regel gegen Ent­
gelt erbracht werden", setze nämlich 
notwendig das Bestehen einer besonde­
ren Beziehung zwischen einem bestimm­
ten Leistenden und einem bestimmten, in 
einem anderen Mitgliedstaat ansässigen 
Leistungsempfänger voraus, während die 
vorgenannten Vorgänge eher allgemeine 
Ausgaben beträfen, die nicht mit einer 
bestimmten Leistungsbeziehung im Zu­
sammenhang stünden. Die Transferie­
rungen für diese Vorgänge, die in der 
Anlage zur Richtlinie 63/474 abschlie­
ßend genannt seien, fielen in den Rest­
anwendungsbereich von Artikel 106 
Absatz 3. 

Als Kapitalverkehr gehörten Devisenaus­
fuhren durch Reisende für Fremdenver­
kehrszwecke somit nicht zu der von Ar­

tikel 106 Absatz 3 erfaßten Restgruppe 
der Transferierungen für unsichtbare 
Transaktionen im Sinne des Anhangs III. 
Wenn demzufolge die im Unterabsatz 2 
von Absatz 3 vorgesehene Verpflichtung 
zur Beseitigung der bestehenden Be­
schränkungen nicht für diese Ausfuhren 
gelte, treffe diese Schlußfolgerung auch 
für die „Stillhalteklausel" in Unterabsatz 
1 von Absatz 3 zu. Die „Stillhalteklau­
sel" und die Vorschrift über die schritt­
weise Beseitigung der bestehenden Be­
schränkungen seien nämlich untrennbar 
miteinander verbunden, so daß sich die 
Beschränkungen des Anwendungs­
bereichs auf die noch verbleibenden 
Transferierungen, obwohl sie nur im Un­
terabsatz 2 ausgesprochen werde, nur 
auf Absatz 3 in seiner Gesamtheit bezie­
hen könne. 

Die italienische Regierung führt sodann 
aus, Devisentransferierungen im Zusam­
menhang mit Reisen zu Fremdenver­
kehrszwecken könnten auch nicht als 
Zahlungen im Sinne von Artikel 106 Ab­
sätze 1 und 2 angesehen werden, die sich 
auf den Dienstleistungsverkehr bezögen. 
Unter Hinweis auf die Schlußanträge 
von Generalanwalt Trabucchi in der 
Rechtssache 118/75 (Warson, Slg. 1976, 
1201) führt sie aus, daß für den Begriff 
der „Dienstleistungen" im Sinne der Ar­
tikel 59 und 60 EWG-Vertrag das Beste­
hen einer besonderen Beziehung wesent­
lich sei, die zumindest in ihren wesent­
lichen Bestandteilen — wie beteiligte 
Personen sowie Art und Dauer der 
Dienstleistung — bereits bestehen müsse. 
Dieser Aspekt des Bezugs der ausgeführ­
ten Devisen auf eine bestimmte 
Dienstleistung fehle im Falle eines Touri­
sten, der nur ein potentieller Nutzer 
noch unbestimmter Dienstleistungen und 
Einrichtungen sei. Der von ihm vorge­
nommene Devisentransfer stelle keine 
Zahlung im Sinne von Artikel 106 dar, 
sondern sei lediglich ein Mittel, um sich 
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mit Zahlungsmitteln für das Reiseland 
einzudecken. Die endgültige Verwen­
dung dieser Zahlungsmittel sei noch un­
bestimmt; sie könnten in ganz anderer 
Weise verwendet werden, und zwar auch 
für Ausgaben in Bereichen, die mit dem 
Dienstleistungsbereich nichts zu tun hät­
ten. Unter diesen Umständen müsse fest­
gestellt werden, daß ein solcher Transfer 
ohne bestimmte Gegenleistung einen Ka­
pitalverkehrsvorgang im Sinne der Arti­
kel 67 ff. EWG-Vertrag darstelle. 

Deshalb unterscheide sich auch der in 
den vorliegenden Rechtssachen in Rede 
stehende Fall eines Touristen deutlich 
von dem eines Angehörigen eines Mit­
gliedstaats, der sich zur Behandlung zu 
einem bestimmten Arzt in einen anderen 
Mitgliedstaat begebe, oder von dem 
eines Studenten, der sich zum Studium in 
einem anderen Mitgliedstaat einschreibe. 
Die letztgenannten Fälle stellten tatsäch­
lich Dienstleistungen im Sinne der Arti­
kel 59 und 60 EWG-Vertrag dar. Die 
Zahlungen, die sich auf derartige be­
stimmte Leistungen bezögen, müßten 
von Beschränkungen frei sein, voraus­
gesetzt allerdings, daß die Verfahren — 
insbesondere diejenigen zur bankmäßi­
gen Abwicklung dieser Zahlungen — 
eingehalten würden, die dazu dienten, 
die Verwendung der ausgeführten Devi­
sen für die betreffende Dienstleistung zu 
überwachen und sicherzustellen. 

Hierzu führt die italienische Regierung 
aus, selbst wenn die Devisentransferie-
rungen für Fremdenverkehrszwecke als 
liberalisierte Zahlungen im Sinne von Ar­
tikel 106 Absatz 1 anzusehen seien, 
könne den Mitgliedstaaten doch nicht 
das Recht bestritten werden, „die Art 
und die tatsächliche Durchführung der 
Überweisung finanzieller Mittel oder der 
Zahlungen zu überprüfen und die uner­
läßlichen Maßnahmen zu treffen, um 
Zuwiderhandlungen gegen ihre Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, insbeson­

dere bei der Ausgabe von Reisedevisen, 
zu verhindern" (vgl. Allgemeines Pro­
gramm zur Aufhebung der Beschränkun­
gen des freien Dienstleistungsverkehrs, 
Abschnitt III, letzter Absatz; bestätigt 
durch Artikel 2 der Richtlinie 63/340, 
Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 63/374 
und Artikel 5 der Richtlinie vom 11. Mai 
1960). Folglich sei sogar eine Regelung, 
nach der jeder Fall einer Devisenausfuhr 
besonderen Kontrollen unterliege, nach 
dem Gemeinschaftsrecht grundsätzlich 
zulässig. Das gelte um so mehr für die 
Einführung einer allgemeinen und auto­
matischen Genehmigung zur Ausfuhr 
von Devisen anläßlich einer Reise ins 
Ausland bis zu einem bestimmten 
Höchstbetrag, wie sie durch die italieni­
schen Rechtsvorschriften erfolgt sei. Die 
Bestimmung der Höhe eines solchen 
Freibetrags, der dem normalen Bedarf 
eines durchschnittlichen Touristen ent­
spreche, müsse in das Ermessen des na­
tionalen Gesetzgebers gestellt bleiben. 
Ebensowenig laufe die Verpflichtung, bei 
beabsichtiger Überschreitung dieses Frei­
betrags eine Sondergenehmigung zu be­
antragen, und die Verhängung geeigne­
ter Sanktionen dem Gemeinschaftsrecht 
zuwider. Insoweit betont die italienische 
Regierung, daß sich eine solche Rege­
lung in keiner Weise auf das Recht der 
Gebietsansässigen auswirke, sich als 
Touristen ins Ausland zu begeben. Es 
handele sich lediglich um vorbeugende 
Kontrollmaßnahmen zur Lösung des 
schwierigen Problems, wie im konkreten 
Fall zwischen Devisenausfuhren, die den 
tatsächlichen Bedürfnissen im Fremden­
verkehrsbereich entsprächen, und Aus­
fuhren unterschieden werden könne, die 
im Zusammenhang mit spekulativen 
Operationen ganz anderer Art stünden. 

In Anbetracht des den Mitgliedstaaten in 
diesem Bereich zustehenden Ermessens 
könne der einzelne auch keine individu­
ellen Rechte aus Artikel 106 Absatz 1 
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herleiten. Auch für den Fall, daß Artikel 
106 Absatz 3 für den Devisentransfer für 
Fremdenverkehrszwecke gelte, komme 
eine unmittelbare Anwendung von Un­
terabsatz 2 dieses Absatzes nicht in Be­
tracht, da in dieser Bestimmung keinerlei 
Frist für die schrittweise Beseitigung der 
bestehenden Beschränkungen vorgesehen 
sei. Bisher sehe im übrigen auch keine 
Ratslinie die Beseitigung solcher Be­
schränkungen im Fremdenverkehrs­
bereich vor. Die „Stillhalteklausel" des 
Absatzes 3 Unterabsatz 1 sei für das vor­
liegende Verfahren nicht von Belang, da 
gegenüber den am 1. Januar 1958 gelten­
den italienischen Rechtsvorschriften we­
der eine neue Beschränkung eingeführt 
worden noch eine Verschärfung beste­
hender Beschränkungen erfolgt sei. 

Nach Auffassung der französischen Regie­
rung fällt der Fremdenverkehr in den Be­
reich der Dienstleistungen im Sinne des 
EWG-Vertrags. Gemäß Artikel 106 Ab­
sätze 1 und 2 hätten die Beschränkungen 
der Zahlungen, die sich auf den Frem­
denverkehr bezögen, sonach am Ende 
der Übergangszeit beseitigt sein müssen. 
Da es sich jedoch bei der Ausfuhr von 
staatlichem Papiergeld und Banknoten 
um Kapitalverkehr im Sinne von Artikel 
67 EWG-Vertrag handele, habe jeder 
Mitgliedstaat gleichwohl im Rahmen der 
Freiheit, die ihm zur Verhängung von 
Beschränkungen des Kapitalverkehrs ver­
blieben sei, die wirtschaftliche und prak­
tische Notwendigkeit erkannt, eine ver­
nünftige Grenze für den freien Verkehr 
von Banknoten für Fremdenverkehrs­
zwecke zu ziehen. Der Verkehr von 
Banknoten werde somit als Kapitalver­
kehr angesehen, der jedoch im Rahmen 
eines Freibetrags zulässig sei, innerhalb 
dessen vermutet werde, daß die ausge­
führten Banknoten für Zahlungen 
im Fremdenverkehrsbereich verwendet 
würden. 

In diesem Zusammenhang weist die fran-
zöische Regierung darauf hin, daß ge­
bietsansässige Reisende nach dem Kodex 
der Liberalisierung der laufenden un­
sichtbaren Operationen der OECD be­
rechtigt seien, Banknoten der Mitglied­
staaten, in die sie sich begäben, im Ge­
genwert von 700 Rechnungseinheiten je 
Person und Reise zu erwerben und aus­
zuführen. Auf Gemeinschaftsebene gebe 
es ähnliche Freibetragsregelungen im 
Steuer- und Zollbereich. Wie die natio­
nalen Regelungen über Kapitalfreibe­
träge sollten diese Regelungen zum einen 
den Handelsverkehr erleichtern und trü­
gen zum anderen der Notwendigkeit von 
Kontrollen zur Verhinderung bestimmter 
Rechtsverstöße Rechnung. Den Mitglied­
staaten fehle es für die Festsetzung des 
Freibetrags nicht an Anhaltspunkten, wie 
etwa die von den Reiseveranstaltern für 
Auslandsaufenthalte praktizierten Preise. 
Sie seien auch in der Lage, die Reisen­
den je nach dem Zweck der Reise (Ge­
schäftsreise, Reise aus gesundheitlichen 
Gründen oder Vergnügungsreise) unter­
schiedlich zu behandeln oder besondere 
Erleichterungen auf der Grundlage von 
Belegen zu gewähren. Zudem werde ein 
Teil der Reisekosten — der um so größer 
sei, je teurer die Reise sei — gewöhnlich 
auf andere Weise als durch die Übergabe 
von Banknoten bezahlt, nämlich im 
Wege des bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
zwischen dem Heimat- und dem Reise­
land oder durch Zahlungen an Reisebü­
ros im Heimatland. 

Nach Ansicht der französischen Regie­
rung hat Artikel 106 Absatz 3 seit dem 
Ende der Übergangszeit keine Erweite­
rung der Bestimmungen des Absatzes 1 
dieses Artikels bewirkt; er habe lediglich 
den Anwendungsbereich für die Liberali-
sierungsverpflichungen auf Zahlungen im 
Zusammenhang mit Vorgängen ausge­
dehnt, die nicht den freien Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr 
beträfen. 
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Folglich stehe es den Mitgliedstaaten 
frei, die Ausfuhr von Banknoten zu re­
glementieren und somit davon auszuge­
hen, daß diese bis zu einem bestimmten 
Betrag zur Bezahlung von Dienstleistun­
gen im Fremdenverkehr Verwendung 
finden könnten. Selbtverständlich ver­
bleibe ihnen das Recht, diesen Höchstbe­
trag zu ändern und darüber zu wachen, 
daß diese Möglichkeiten nicht für Kapi­
talverkehrszwecke mißbraucht würden. 

Erklärungen zugunsten der Anwendbarkeit 
von Artikel 106 Absatz 3 

Nach Auffassung der deutschen und der 
belgischen Regierung sind von einem Mit­
gliedstaat verfügte Beschränkungen der 
Ausfuhr von Devisen durch gebietsansäs­
sige Reisende, die sich zu Fremdenver­
kehrs-, Geschäfts- und Studienzwecken 
sowie zur medizinischen Behandlung ins 
Ausland begäben, keine Beschränkungen 
des Kapitalverkehrs, sondern fallen in 
den Anwendungsbereich von Artikel 106 
Absatz 3 EWG-Vertrag. Die genannten 
Reisezwecke seien in der Liste der un­
sichtbaren Transaktionen in Anhang III 
zum Vertrag aufgeführt, so daß die 
„Stillhalteverpflichtung" nach Unterab­
satz 1 dieses Absatzes für die Ausfuhr 
von damit im Zusammenhang stehenden 
Zahlungsmitteln gelte. 

Die beiden Regierungen teilen die Auf­
fassung der italienischen Regierung, wo­
nach Artikel 106 Absatz 3 wegen seines 
Unterabsatzes 2 im Hinblick auf Zahlun­
gen im Zusammenhang mit Transaktio­
nen, die sich auf die vier Grundfreiheiten 
des Gemeinsamen Marktes bezögen, nur 
subsidiäre Bedeutung zukomme. 

Hierzu führt die deutsche Regierung aus, 
die „Stillhalteklausel" des Artikels 106 
Absatz 3 Unterabsatz 1 verfolge nicht 
den Zweck, den in Artikel 106 Absatz 1 
festgelegten Grundsatz der Akzessorietät 
des Zahlungsverkehrs zu modifizieren. 
Nach der letztgenannten Bestimmung 

müsse die Freiheit des Zahlungsverkehrs 
jeweils als Teil einer der vier Grundfrei­
heiten aufgefaßt werden. Sie sei somit je­
weils nur in dem Ausmaß gewährleistet, 
wie diese Grundfreiheiten verwirklicht 
seien. Demgemäß könne sich die „Still­
halteklausel" des Absatzes 3 Unterabsatz 
1 nur auf die Transferierungen für un­
sichtbare Transaktionen beziehen, die 
nicht mit dem Waren-, Dienstleistungs-, 
Kapital- und Personenverkehr in Verbin­
dung stünden (vgl. Anlage zur Richtlinie 
63/474). Demzufolge trete diese „Still­
halteklausel" für Zahlungen im Zusam­
menhang mit unsichtbaren Transaktio­
nen, die eine der vier Grundfreiheiten 
beträfen, hinter den übrigen Vertragsvor­
schriften zurück. Eine Beschränkung des 
Zahlungsverkehrs für eine unsichtbare 
Transaktion, die zugleich als Kapitalver­
kehrsvorgang einzustufen sei, sei daher 
ausschließlich nach den Artikeln 67 ff. 
EWG-Vertrag zu beurteilen. 

Die Ausfuhr von Divisen durch gebiets­
ansässige Reisende zu Fremdenverkehrs-, 
Geschäfts- und Studienzwecken sowie 
zum Zwecke einer medizinischen Be­
handlung stelle einen wirtschaftlichen 
Vorgang dar, der sich zu einem Teil der 
Freiheit des Warenverkehrs (Geschäfts­
reisen) und zu einem Teil der Freiheit 
des Dienstleistungsverkehrs (Fremden­
verkehr, Studienreisen, Aufenthalte zu 
medizinischer Behandlung) zuordnen 
lasse. Wegen der in diesen Bereichen mit 
dem Ablauf der Übergangszeit eingetre­
tenen vollständigen Liberalisierung 
komme es für die Beurteilung der Ver­
einbarkeit eventueller Beschränkungen 
mit dem Vertrag nicht darauf an, ob es 
sich um „bestehende" oder „neue" Be­
schränkungen handele. Nur soweit die 
betreffende Ausfuhr über die genannten 
Ziele hinausgehe, könne von einem nach 
Artikel 67 zu beurteilenden Kapitalver­
kehrsvorgang gesprochen werden. 
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Soweit sich die ausgeführten Beträge im 
Rahmen ihrer Zweckbestimmung hielten, 
könne der einzelne aufgrund von Artikel 
106 Absatz 3 Unterabsatz 1 in Verbin­
dung mit den Artikeln 30, 31 bzw. 59 
EWG-Vertrag vor dem nationalen Rich­
ter geltend machen, daß die Einführung 
von Beschränkungen des Zahlungsver­
kehrs gegen eine gemeinschaftsrechtliche 
Unterlassungsverpflichtung verstoße, die 
die nationalen Gerichte zu beachten hät­
ten. Diese Möglichkeit bestehe nicht be­
züglich des darüber hinausgehenden De­
visenbetrags, der als Kapitalbewegung 
einzustufen sei. Die Frage, ob die ausge­
führten Devisenbeträge den angegebenen 
Zwecken angemessen seien, sei vom 
Richter des Ausgangsverfahrens zu beur­
teilen. 

Die belgische Regierung ist der Auffas­
sung, daß sich Zahlungen für Fremden­
verkehrs-, Geschäfts- und Studienzwecke 
sowie für die Zwecke einer medizini­
schen Behandlung nicht auf den Dienst­
leistungsverkehr bezögen, sondern ge­
mäß Artikel 106 Absatz 3 von Beschrän­
kungen befreit werden müßten. Zwar 
lasse sich auch der Standpunkt vertreten, 
daß diese Zahlungen sich auf unsichtbare 
Transaktionen im Zusammenhang mit 
dem Verkehr von Dienstleistungen bezö­
gen, die liberalisiert im Sinne von Artikel 
106 Absatz 1 seien; beide Auslegungen 
führten jedoch für die Frage der Rechte 
des einzelnen zum selben Ergebnis. In 
beiden Fällen seien Beschränkungen seit 
dem Ende der Übergangszeit nicht mehr 
zulässig, und zwar auch dann nicht, 
wenn es sich um schon bestehende Be­
schränkungen handele. Wenn man von 
der Anwendbarkeit des Absatzes 3 aus­
gehe, habe die in Unterabsatz 2 dieses 
Absatzes enthaltene Verweisung auf die 
Artikel 63 bis 65 nach dem Ende der 
Übergangszeit keine Bedeutung mehr, da 
Unterabsatz 2 seither unmittelbar an­
wendbar sei. 

Wegen der unmittelbaren Wirkung von 
Artikel 106 Absatz 3 dürften die Mit­
gliedstaaten die Höhe von Zahlungen, 
die für Zwecke der in den vorliegenden 
Rechtssachen in Rede stehenden Art ge­
leistet würden, nicht beschränken. Die 
Vorschrift stehe jedoch dem Erlaß von 
Kontrollmaßnahmen nicht entgegen, die 
z. B. getroffen würden, um die Ausfuhr 
von Banknoten und Wertpapieren auf 
ein vernünftiges Maß zu begrenzen, das 
dem auf den Gebieten des Fremdenver­
kehrs, der Reisen aus familiären Grün­
den usw. Üblichen entspreche. Für grö­
ßere Beträge könne bargeldlose Zahlung 
vorgeschrieben werden. Derartige Maß­
nahmen dürften nicht über den Rahmen 
des unbedingt Erforderlichen hinausge­
hen, und die Kontrollmodalitäten dürf­
ten nicht so beschaffen sein, daß sie die 
vom Vertrag gewollte Freiheit ein­
schränkten (vgl. Urteil des Gerichtshofes 
v o m i i . 11. 1981, a.a.O.) 

Erklärungen zugunsten der Anwendbarkeit 
von Artikel 106 Absatz 1 

Frau Luisi, Klägerin des Ausgangsverfah­
rens in der Rechtssache 286/82, Herr 
Carbone, Kläger des Ausgangsverfahrens 
in der Rechtssache 26/83, die Regierung 
des Königreichs der Niederlande und' die 
Kommission vertreten die Auffassung, ge­
mäß Artikel 106 Absatz 1 EWG-Vertrag 
müsse der Transfer ausländischer Devi­
sen durch gebietsansässige Angehörige 
eines Mitgliedstaats in einen anderen 
Mitgliedstaat zur Deckung der Kosten 
von Reisen im Rahmen des Fremdenver­
kehrs als in derselben Weise liberalisiert 
angesehen werden wie die Dienstleistun­
gen, auf die sich dieser Transfer beziehe. 
In der Rechtssache 286/82 vertreten 
Frau Luisi und die Kommission den glei­
chen Standpunkt hinsichtlich des Devi­
sentransfers zu Fremdenverkehrs- und 
Studienzwecken sowie zum Zwecke me­
dizinischer Behandlung. 
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Die vier genannten Verfahrensbeteiligten 
führen aus, daß Reisen im Rahmen des 
Fremdenverkehrs nicht der Kategorie des 
Kapitalverkehrs zugerechnet werden 
könnten, sondern vielmehr im Zusam­
menhang mit dem freien Dienstleistungs­
verkehr stünden. Diese Auffassung wird 
auf folgende Gründe gestützt. 

Wie sich aus dem Allgemeinen Pro­
gramm zur Aufhebung der Beschränkun­
gen des freien Dienstleistungsverkehrs 
(ABl. 1962, S. 32) ergebe, sei der Rat 
schon damals der Ansicht gewesen, daß 
der Fremdenverkehr Teil des Dienstlei­
stungsverkehrs sei. So würden dort unter 
den zu beseitigenden Beschränkungen 
auch die Beschränkungen des Fremden­
verkehrs genannt. Zudem seien in den 
Richtlinien 62/221 vom 25. Februar 1964 
(ABl. 1964, S. 850) und 73/148 vom 21. 
Mai 1973 (ABl. L 172, S. 14) ausdrück­
lich die Staatsangehörigen der Mitglied­
staaten genannt, die sich als Empfänger 
einer Dienstleistung in einen anderen 
Mitgliedstaat begehen wollten. 

Die genannten Beteiligten weisen sodann 
darauf hin, daß in der Richtlinie 63/340 
vom 31. Mai 1963 zur Aufhebung der 
Behinderungen von Zahlungen für 
Dienstleistungen nach Artikel 106 Absatz 
2 (ABl. 1963, S. 1609) ausdrücklich ge­
sagt werde, daß die Richtlinie nicht für 
die Ausgabe von Reisedevisen gelte. Der 
Gebrauch des Wortes „jedoch" in Arti­
kel 3 der Richtlinie vor der Nennung der 
einzigen Dienstleistung, für die die 
Richtlinie nicht gelte, zeige ohne Zwei­
fel, daß der Verordnungsgeber der Ge­
meinschaft den Fremdenverkehr in die in 
den Artikeln 59 und 60 EWG-Vertrag 
definierten Dienstleistungskategorien 
einbezogen habe. Herr Carbone weist 
hierzu darauf hin, daß die „Dienstlei­
stungen auf dem Gebiet des Fremdenver­
kehrs und des Beherbergungsgewerbes" 
ausdrücklich unter den „Dienstleistun­
gen" genannt seien, die in dem italieni­

schen Decreto ministeriale vom 12. März 
1981 (Gazzetta uffficiale Nr. 82 vom 
24. 3. 1981, Beilage, Nr. 52) aufgeführt 
seien. 

Drittens sei ein Tourist, der sich von 
einem Mitgliedstaat in einen anderen be­
gebe, um dort seine Ferien zu verbrin­
gen, ein Dienstleistungsempfänger, für 
den als solchen die Vertragsvorschriften 
über den freien Dienstleistungsverkehr in 
gleicher Weise Geltung hätten wie für 
den Erbringer dieser Dienstleistungen. 
Man könne nicht zwei Fälle unterschied­
lich behandeln, die völlig gleichartig 
seien, nämlich den Fall, in dem sich der 
Erbringer der Dienstleistung zum Emp­
fänger derselben begebe, und den häufi­
geren Fall, in dem sich der Empfänger 
zum Erbringer der Dienstleistung be­
gebe. Jede andere Betrachtungsweise 
laufe darauf hinaus, ein Gebiet von be­
trächtlicher wirtschaftlicher Bedeutung 
wie den Fremdenverkehr vom Anwen­
dungsbereich des Vertrages auszu­
nehmen. 

In diesem Zusammenhang führt die Re­
gierung des Königreichs der Niederlande 
aus, auf dem Gebiet des Fremdenver­
kehrs gehe es vor allem um zwei Arten 
von Dienstleistungen. Zum einen habe 
man es mit den Reisebüros, Reiseveran­
staltern und anderen Vermittlern von 
Reisen zu tun, die dem Fremdenverkehr 
im Laufe der vergangenen Jahrzehnte 
starke Impulse gegeben hätten. Die hier 
angebotenen Dienstleistungen würden 
stark beeinträchtigt, wenn es nicht mehr 
oder nur noch in beschränktem Umfang 
möglich sei, die Zahlungen oder die 
Transferierungen von einem Mitglied­
staat in den anderen vorzunehmen, die 
zur Durchführung der bei diesen Reise­
veranstaltern gebuchten Reisen erforder­
lich seien. Während ihres Aufenthalts 
nähmen die Touristen sodann vor allem 
den Dienstleistungssektor in Anspruch. 
Hier ließen sich der Beförderungssektor, 
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das Hotel- und Gaststättengewerbe, 
Zeltplätze usw. nennen. In diesem Sinne 
könne von einer grenzüberschreitenden 
Form von Dienstleistungen gesprochen 
werden, bei der es zu einem Ortswechsel 
des Empfängers, d. h. des Touristen, 
komme. Die Auffassung, daß der Ver­
trag nur für den Erbringer von Dienstlei­
stungen gelte, schließe zahlreiche Teil­
nehmer am Wirtschaftsleben von den mit 
der Schaffung des Gemeinsamen Mark­
tes verbundenen Vorteilen aus. 

Nach Auffassung von Frau Luisi begren­
zen Beschränkungen der Ausgabe von 
Zahlungsmitteln die Bewegungsfreiheit 
des Touristen und sind damit auch mit 
Artikel 2 des Zusatzprotokolls Nr. 4 zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
unvereinbar, der für jedermann das 
Recht gewährleiste, sein Land — auch 
vorübergehend — zu verlassen und sich 
im Hoheitsgebiet eines anderen Staates 
frei zu bewegen. Dieses Recht sei ge­
meinschaftsrechtlich geschützt. 
Herr Carbone, Frau Luisi und die Kom­
mission machen schließlich geltend, die 
Ausfuhr von Devisen könne nur dann als 
Kapitalverkehr angesehen werden, wenn 
sie reiner Selbstzweck sei, also nicht im 
Gegenzug als Bezahlung für eine be­
stimmte Leistung erfolge. Im Falle des 
Fremdenverkehrs stelle die Verwendung 
von Zahlungsmitteln durch Reisende, die 
sich ins Ausland begäben, jedoch eine 
Gesamtheit laufender Zahlungen dar, die 
sich auf Dienstleistungen bezögen, die 
die Reisenden in einem anderen Mit­
gliedstaat in Anspruch nähmen. Herr 
Carbone führt noch aus, der Fremden­
verkehr könne nicht mit der Begründung 
von der Kategorie der Dienstleistungen 
ausgenommen werden, daß die Leistung 
unbestimmt ist, weil sie allen Nutzern 
angeboten werde. Im übrigen sei der 
Tourist nicht immer ein potentieller Nut­
zer, denn vor Antritt der Reise könne er 
z. B. von seinem Heimatland aus ein 
Hotel seiner Wahl reservieren. 

Nach Auffassung der niederländischen 
Regierung ist für den Fremdenverkehr 
kennzeichnend, daß bei der Einreise in 
das Bestimmungsland noch keine 
Dienstleistungen erbracht worden seien. 
Der Tourist führe das Geld zur Bezah­
lung der Dienstleistungen mit sich, die 
für ihn in naher Zukunft erbracht wer­
den sollten. Aus diesem Grund handele 
es sich nicht um einen bloßen Transfer 
von Geld über die Grenze hinweg, son­
dern um die zu einem ganz bestimmten 
Zweck vorgenommene Ausfuhr des Gel­
des, das der Tourist für die Dienstlei­
stungen benötige, die ihm seinen Ferien­
aufenthalt ermöglichten. 

Von daher sei offenkundig, daß der 
Transfer ausländischer Devisen in einen 
anderen Mitgliedstaat zu Fremdenver­
kehrszwecken nicht unter die Artikel 67 
ff. EWG-Vertrag oder die Richtlinien 
betreffend den Kapitalverkehr, sondern 
unter Artikel 106 falle. 

Frau Luisi und der Kommission zufolge 
gilt die Regelung des Artikels 106 auch 
für Personen, die sich in einen anderen 
Mitgliedstaat begeben, um sich dort 
einer medizinischen Behandlung zu un­
terziehen oder um dort gegen Bezahlung 
bestimmte Kurse zu besuchen. Die Kom­
mission weist darauf hin, daß Geschäfts­
reisen wegen ihrer sehr unterschiedlichen 
Natur weniger leicht einzuordnen seien. 
Im allgemeinen handele es sich um Fälle 
von Erbringern von Dienstleistungen, 
die sich entweder zum Empfänger der 
Dienstleistung begäben oder die in einem 
anderen Mitgliedstaat als ihrem Nieder­
lassungsstaat Leistungen erbrächten (wie 
etwa der Rechtsanwalt, der in einem an­
deren Mitgliedstaat die Belange eines 
Mandanten vertrete, der im selben Staat 
ansässig sei wie er, oder der unabhängige 
Journalist, der für eine Zeitung seines 
Landes eine Reportage im Ausland 
mache). 
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Frau Luisi, Herr Carbone, die Regierung 
des Königreichs der Niederlande und die 
Kommission machen des weiteren gel­
tend, seit dem Ende der Übergangszeit 
bestehe eine Liberalisierungsverpflich­
tung im Hinblick auf Zahlungen im Zu­
sammenhang mit Dienstleistungen. Als 
Transaktionen, die sich auf den freien 
Dienstleistungsverkehr bezögen, hätten 
Reisen im Rahmen des Fremdenverkehrs 
gemäß Artikel 106 Absatz 1 EWG-Ver­
trag an dieser Liberalisierung teil. Frau 
Luisi und die Kommission vertreten diese 
Auffassung auch für Geschäfts- und Stu­
dienreisen sowie für Reisen zum Zwecke 
medizinischer Behandlung. 

Die Kommission weist darauf hin, daß 
Griechenland bei seinem Beitritt die Er­
teilung einer ausdrücklichen Ermächti­
gung habe beantragen müssen, um Be­
schränkungen der Transferierungen im 
Fremdenverkehrsbereich unter bestimm­
ten Bedingungen bis zum 31. Dezember 
1985 beibehalten zu können. Diese Aus­
nahme, die in Artikel 54 des Beitrittsver­
trags enthalten sei, sei nur dann gerecht­
fertigt, wenn man davon ausgehe, daß 
diese Transferierungen in den Beziehun­
gen zwischen den Mitgliedstaaten tat­
sächlich liberalisiert seien. 

Die vier genannten Beteiligten sind daher 
der Auffassung, daß sich der einzelne in 
einem Rechtsstreit vor einem innerstaat­
lichen Gericht auf Artikel 106 Absatz 1 
berufen könne. 

Zu Artikel 106 Absatz 3 vertreten sie die 
Ansicht, Unterabsatz 1 dieser Vorschrift 
spreche die uneingeschränkte Verpflich­
tung der Mitgliedstaaten aus, unterein­
ander keine neuen Beschränkungen für 
die Transferierungen einzuführen, die 
sich auf Fremdenverkehrs-, Geschäfts­
und Studienreisen sowie auf Reisen zur 
medizinischen Behandlung, d. h. auf 
Vorgänge bezögen, die zu den im An­
hang III zum EWG-Vertrag aufgeführ­
ten unsichtbaren Transaktionen gehör­

ten. Da die in dieser Vorschrift getrof­
fene Regelung eindeutig und zwingend 
sei, könne an ihrer unmittelbaren Gel­
tung nicht gezweifelt werden. In diesem 
Zusammenhang machen Frau Luisi und 
Herr Carbone geltend, die von der italie­
nischen Regierung in den Jahren 1974 
und 1975 mit dem Ziel eingeführten Be­
schränkungen, die Verwendung von De­
visen im Ausland zu begrenzen, seien ge­
genüber dem früheren Rechtszustand 
neue Beschränkungen. Vor 1974 habe 
man für jede Reise den zugelassenen 
Höchstbetrag ohne Rücksicht darauf 
verwenden dürfen, wieviele Reisen der 
Gebietsansässige im Laufe eines Jahres 
unternommen habe. Nach den derzeit 
geltenden italienischen Rechtsvorschrif­
ten könne ein italienischer Staatsangehö­
riger, der den gesamten zugelassenen 
Höchstbetrag bei einem touristischen 
Aufenthalt in einem Mitgliedstaat ausge­
geben habe, zumindest während des lau­
fenden Jahres nicht noch einmal dorthin 
reisen. Das sei mit Artikel 106 Absatz 3 
Unterabsatz 1 eindeutig unvereinbar. Bei 
der Beantwortung der zur Vorabent­
scheidung vorgelegten Fragen müsse der 
Gerichtshof daher vor allem feststellen, 
daß die Rechtssubjekte der Gemein­
schaftsrechtsordnung das Recht hätten, 
sooft sie wollten, als Touristen in einen 
anderen Mitgliedstaat zu reisen, ohne 
daß die Ausübung dieses Rechts durch 
die Festsetzung einer jährlichen 
Ausgabenbegrenzung behindert werden 
dürfe. 

Nach Ansicht der Kommission liegt dem 
zweiten Teil der Vorlagefragen eine un­
zutreffende Sicht des Problems zu­
grunde. Die in Artikel 106 Absatz 3 Un­
terabsatz 2 enthaltene Verweisung auf 
das Kapitel über den Kapitalverkehr än­
dere keineswegs die Einstufung des De­
visentransfers für Zwecke des Fremden­
verkehrs als laufende Zahlung im Sinne 
von Artikel 106 und lasse diesem Trans­
fer nicht zu einem Kapitalverkehr im 
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Sinne von Artikel 67 mit allen sich 
daraus für die Frage der Liberalisierung 
ergebenden Folgen werden. Die insoweit 
vom Vertrag gebrauchten Begriffe beruh­
ten auf einer eindeutigen Unterscheidung 
zwischen Kapitalverkehr (Artikel 67) und 
laufenden Zahlungen (Artikel 106). 

Aufgrund dieser Erwägungen sind Herr 
Carbone, Frau Luisi und die Kommission 
der Auffassung, daß die Mitgliedstaaten 
in Anwendung von Artikel 106 Absatz 1 
und gemäß der in Absatz 3 Unterabsatz 
2 dieses Artikels enthaltenen Verweisung 
verpflichtet seien, Zahlungen im Zusam­
menhang mit dem Fremdenverkehr und 
mit Geschäfts- und Studienreisen sowie 
Reisen zur medizinischen Behandlung zu 
genehmigen. Obwohl es sich also um 
einen völlig liberalisierten Sektor han­
dele, bedeute dies nicht, daß überhaupt 
keine Kontrollmaßnahmen zulässig seien. 
Unter Bezugnahme auf das Urteil des 
Gerichtshofes in der Rechtssache 203/80 
(Casati, a. a. O.) weisen Frau Luisi und 
Herr Carbone darauf hin, daß diese 
Maßnahmen weder über den Rahmen 
des unbedingt Erforderlichen hinausge­
hen noch so beschaffen sein dürften, daß 
sie die vom Vertrag gewollte Freiheit 
einschränkten. Das sei jedoch der Fall, 
wenn die Kontrollen, wie im vorliegen­
den Fall, nach Ermessen durchgeführt 
würden und wenn die nationalen Vor­
schriften einen Höchstbetrag für Zahlun­
gen vorsähen, die sich auf Bereiche be­
zögen, die aufgrund des Gemeinschafts­
rechts liberalisiert seien. 

Herr Carbone führt noch einen weiteren 
Gesichtspunkt an. Selbst wenn man da­
von ausgehe, daß die Beibehaltung von 
Devisenkontrollen, insbesondere im 
Fremdenverkehrsbereich, als solche mit 
dem freien Dienstleistungsverkehr ver-, 
einbar sei, ziehe das Gemeinschaftsrecht 
der Durchführung dieser Kontrollen 
doch bestimmte Grenzen. Diese Grenzen 
verliefen dort, wo die Durchführung die­

ser Kontrollen die vom Vertrag gewähr­
leistete Freiheit des Dienstleistungsver­
kehrs illusorisch mache. Dieser Fall liege 
namentlich dann vor, wenn die betreffen­
den Kontrollen die Wiedereinführung 
eines Verwaltungsermessens zuließen, 
durch das die Erbringung der Dienstlei­
stung selbst behindert werden könne. Ein 
solches Ermessen sei gerade für die strit­
tige italienische Regelung kennzeich­
nend. 

Die Kommission weist schließlich darauf 
hin, daß die Verwendung von Banknoten 
durch Touristen die am weitesten ver­
breitete Zahlungsweise sei, da sie prak­
tisch eine absolute Bewegungsfreiheit im 
besuchten Land biete. Daher dürften die 
Mitgliedstaaten ihre Staatsangehörigen 
nicht daran hindern, sich mit den Bank­
notenmengen zu versehen, deren sie für 
ihre Reisen im Rahmen des Fremdenver­
kehrs bedürften. Den Mitgliedstaaten 
bleibe jedoch eine Befugnis zur Nach­
prüfung und Überwachung der Art und 
der tatsächlichen Durchführung des 
Devisentransfers. Diese Nachprüfungen 
könnten in. unterschiedlicher Weise erfol­
gen, doch dürften die getroffenen Maß­
nahmen nicht in einem faktischen Verbot 
der Zahlungen bestehen oder zu einer 
willkürlichen Beschränkung der Transak­
tionen führen. Beschränkungen des libe­
ralisierten Kapitalverkehrs und der lau­
fenden Zahlungen seien nur als Schutz­
maßnahmen nach den Artikeln 108 und 
109 EWG-Vertrag zulässig. Die Italieni­
sche Republik sei jedoch zu keiner Zeit 
gemäß diesen Bestimmungen ermächtigt 
worden, die strittigen Beschränkungen 
zu erlassen oder beizubehalten. 

Im Ergebnis schlägt die Kommission vor, 
die Fragen des Tribunals Genua wie 
folgt zu beantworten: 

„1. Der Transfer von Devisen in jeder 
Form durch Gebietsansässige eines 
Mitgliedstaats in einen anderen 'Mit­
gliedstaat für Zwecke des Fremden-
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Verkehrs, für Geschäfts- und Stu­
dienreisen sowie für Reisen zum 
Zwecke medizinischer Behandlung 
stellt eine Form der Bezahlung von 
Dienstleistungen nach Artikel 59 
EWG-Vertrag dar. Dieser Vorgang 
fällt unter Artikel 106 EWG-Vertrag 
und stellt keinen Kapitalverkehr im 
Sinne der Ersten Richtlinie des Rates 
vom 11. Mai 1960 zur Durchfüh­
rung des Artikels 67 des Vertrages 
dar. 

2. Die Bestimmungen des Artikels 106 
verleihen dem einzelnen das Recht, 
für Zwecke des Fremdenverkehrs, 
für Geschäfts- und Studienreisen so­
wie für Reisen zum Zwecke medizi­
nischer Behandlung Devisen aus dem 
Mitgliedstaat, in dem er wohnt, in 
einen anderen Mitgliedstaat zu 
transferieren. Die Mitgliedstaaten 
sind verpflichtet, sich aller die Aus­
übung dieses Rechts einschränken­
den Maßnahmen zu enthalten, es sei 

denn, diese seien ordnungsgemäß 
nach Artikel 108 EWG-Vertrag ge­
nehmigt worden." 

III — Mündliche Verhandlung 

In der Sitzung vom 12. Juli 1983 haben 
die Kläger der beiden Ausgangsverfah­
ren, vertreten durch Rechtsanwalt Giu­
seppe Conte, Genua, die Regierung der 
Italienischen Republik, vertreten durch 
Avvocato dello Stato Marcello Conti, die 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch­
land, vertreten durch Martin Seidel, die 
Regierung der Französischen Republik, 
vertreten durch Alexandre Carnelutti, 
und die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, vertreten durch Guido 
Berardis, mündliche Ausführungen ge­
macht. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 15. November 
1983 vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Das Tribunale Genua hat mit Beschlüssen vom 12. Juli und 22. November 
1982, beim Gerichtshof eingegangen am 27. Oktober 1982 und am 21. Fe­
bruar 1983, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag mehrere Fragen nach der 
Auslegung von Artikel 106 EWG-Vertrag zur Vorabentscheidung vorgelegt, 
um über die Vereinbarkeit der italienischen Rechtsvorschriften über den De­
visentransfer mit dieser Bestimmung entscheiden zu können. 

2 Diese Fragen stellen sich in Rechtsstreitigkeiten, in denen zwei in Italien an­
sässige Personen Verfügungen des Schatzministers anfechten, mit denen ih­
nen Geldbußen auferlegt worden waren, weil sie verschiedene ausländische 
Devisen zur Verwendung im Ausland gekauft hatten, deren Gegenwert in 
Lire den nach den italienischen Rechtsvorschriften zulässigen Höchstbetrag 
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überstieg. Dieser Höchstbetrag belief sich zu der fraglichen Zeit auf 500 000 
Lire jährlich für die Ausfuhr von Devisen für Fremdenverkehrs-, Geschäfts­
und Studienzwecke sowie für die Zwecke einer medizinischen Behandlung. 

3 Vor dem innerstaatlichen Gericht machen die beiden Kläger der Ausgangs­
verfahren geltend, die italienischen Bestimmungen, auf denen die Verhän­
gung der Geldbussen beruhe, seien ungültig, da sie mit dem Gemeinschafts­
recht unvereinbar seien. In der Rechtssache 286/82 hat die Klägerin des Aus­
gangsverfahrens, Frau Luisi, vorgetragen, sie haben sie in Rede stehenden 
Devisen zur Finanzierung mehrerer touristischer Aufenthalte in Frankreich 
und in der Bundesrepublik Deutschland und in der Absicht ausgeführt, sich 
im letztgenannten Land einer medizinischen Behandlung zu unterziehen. In 
der Rechtssache 26/83 hat der Kläger des Ausgangsverfahrens, Herr Car­
bone, vorgetragen, die von ihm gekauften ausländischen Devisen habe er für 
einen touristischen Aufenthalt von drei Monaten in der Bundesrepublik 
Deutschland verwendet. Beide Parteien machen geltend, die Beschränkungen 
der Ausfuhr von Zahlungsmitteln in Form ausländischer Devisen für Frem­
denverkehrszwecke oder für die Zwecke einer medizinischen Behandlung 
liefen den Vorschriften des EWG-Vertrags auf dem Gebiet der laufenden 
Zahlungen und des Kapitalverkehrs zuwider. 

4 In seinem ersten Beschluß vom 12. Juli 1982 (Rechtssache 286/82) stellt das 
Tribunale Genua fest, die Vorgänge, für die nach den italienischen Rechts­
vorschriften eine Obergrenze für den Devisentransfer vorgesehen sei, näm­
lich die Vorgänge in den Bereichen Fremdenverkehr, Geschäftsreisen, Stu­
dienreisen und Reisen zu medizinischer Behandlung, gehörten zu den un­
sichtbaren Transaktionen nach Anhang III des Vertrages. Demgemäß fielen 
die in diesem Zusammenhang erfolgten Zahlungen unter Artikel 106 Absatz 
3 Unterabsatz 1 EWG-Vertrag, der die Mitgliedstaaten verpflichte, unterein­
ander keine neuen Beschränkungen einzuführen; die in Rede stehenden ita­
lienischen Bestimmungen seien jedoch 1974 erlassen worden. Daher sei es 
angebracht, die genaue Tragweite dieser Bestimmungen im Verhältnis zu den 
Vorschriften über den Kapitalverkehr zu klären, namentlich soweit diese An­
wendung auf den materiellen Transfer von Banknoten Anwendung fänden. 

5 Um Aufschluß über diesen Punkt zu erhalten, hat das Tribunale dem Ge­
richtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: 
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„Haben die Rechtssubjekte der Gemeinschaftsrechtsordnung, die sich als ge­
bietsansässige Reisende zu Fremdenverkehrs-, Geschäfts- und Studienzwek-
ken sowie zur medizinischen Behandlung ins Ausland begeben, bei der Aus­
fuhr von ausländischem staatlichen Papiergeld und ausländischen Banknoten 
sowie auf eine ausländische Währung lautenden Wertpapieren Rechte, die 
die Mitgliedstaaten aufgrund der ,Stillhalteklauseľ des Artikels 106 Absatz 3 
Unterabsatz 1 EWG-Vertrag beachten müssen, weil dieser Vorgang zu den 
im Anhang III zum EWG-Vertrag aufgeführten unsichtbaren Transaktionen 
gehört, 

oder gehört dieser Fall — objektiv gesehen ein Transfer von Devisen in bar 
— wegen der in Artikel 106 Absatz 3 Unterabsatz 2 EWG-Vertrag enthalte­
nen Verweisung zum Kapitalverkehr, dessen Liberalisierung nach den Arti­
keln 67 und 68 EWG-Vertrag und den Bestimmungen der hierzu erlassenen 
Richtlinien des Rates vom 11. Mai 1960 und 18. Dezember 1962 nicht zwin­
gend vorgeschrieben ist, so daß in diesen Bereichen Kontrollmaßnahmen und 
Sanktionen — im vorliegenden Fall administrativer Art — der Mitglied­
staaten rechtmäßig sind?" 

6 In seinem zweiten Beschluß vom 22. November 1982 (Rechtssache 26/83) 
beschränkt das Tribunale seine Prüfung auf den Devisentransfer für Frem­
denverkehrszwecke. Es wirft die Frage auf, ob der Fremdenverkehr, obwohl 
er eine unsichtbare Transaktion im Sinne von Artikel 106 Absatz 1 EWG-
Vertrag darstelle, nicht gleichzeitig auch als ein unter den Dienstleistungs­
verkehr fallender Vorgang anzusehen sei und damit von Artikel 106 Absatz 1 
über die Liberalisierung der Zahlungen, die sich auf den Dienstleistungsver­
kehr beziehen, erfaßt werde. 

7 Aus diesem Grund stellt das Tribunale dem Gerichtshof folgende weitere 
Frage : 

„Haben die Rechtssubjekte der Gemenschaftsrechtsordnung, die sich als ge­
bietsansässige Reisende zu Fremdenverkehrszwecken ins Ausland begeben, 
bei der Ausfuhr von ausländischem staatlichen Papiergeld oder ausländischen 
Banknoten sowie auf ausländische Währungen lautenden Wertpapieren 
Rechte, die die Mitgliedstaaten aufgrund des unmittelbar anwendbaren Arti­
kels 106 Absatz 1 EWG-Vertrag beachten müssen, falls davon auszugehen 
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ist, daß Reisen im Rahmen des Fremdenverkehrs zum Bereich des Dienstlei­
stungsverkehrs gehören und daß die Devisentransferierungen zur Bestreitung 
der mit diesen Reisen verbundenen Kosten als laufende Zahlungen anzu­
sehen sind, die deshalb wie die Dienstleistungen, auf die sie sich beziehen, als 
liberalisiert angesehen werden müssen, 

oder gehört der betreffende Vorgang deshalb, weil er unter die in Anhang 
III zum Vertrag aufgeführten unsichtbaren Transaktionen fällt und weil er 
objektiv gesehen einen Transfer von Devisen in bar darstellt, aufgrund der 
Verweisung in Artikel 106 Absatz 3 Unterabsatz 2 zum Kapitalverkehr, des­
sen Liberalisierung durch die Artikel 67 und 68 EWG-Vertrag und die dazu 
erlassenen Richtlinien des Rates vom 11. Mai 1960 und vom 8. Dezember 
1962 nicht zwingend vorgeschrieben ist, so daß in diesen Bereichen Kontroll­
maßnahmen und Sanktionen — im vorliegenden Fall administrativer Art — 
der Mitgliedstaaten rechtmäßig sind?" 

5 Wie sich aus dem Wortlaut der zur Vorabentscheidung vorgelegten Fragen 
und aus der Begründung der beiden Vorlagebeschlüsse ergibt, geht es in den 
vorliegenden Rechtssachen um folgende Probleme der Auslegung des Ge­
meinschaftsrechts : 

a) Gehören der Fremdenverkehr, Geschäftsreisen, Studienreisen und medizi­
nische Behandlungen zu den Dienstleistungen, zu den unsichtbaren 
Transaktionen im Sinne von Artikel 106 Absatz 3 EWG-Vertrag oder zu 
beiden Kategorien gleichzeitig? 

b) Ist der Devisentransfer für diese vier Zwecke als laufende Zahlung oder 
als Kapitalverkehr anzusehen, und zwar namentlich dann, wenn er durch 
den materiellen Transfer von Banknoten erfolgt? 

c) Welchen Grad der Liberalisierung der sich auf diese vier Zwecke bezie­
henden Zahlungen sieht Artikel 106 EWG-Vertrag vor? 

d) Welche Maßnahmen zur Kontrolle des Devisentransfers dürfen die Mit­
gliedstaaten gegebenenfalls im Hinblick auf die in dieser Weise liberali-
sierten Zahlungen treffen? 
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a) Zu den Begriffen „ D i e n s t l e i s t u n g e n " und „ u n s i c h t b a r e 
T r a n s a k t i o n e n " 

9 Nach Artikel 60 EWG-Vertrag sind „Dienstleistungen" im Sinne des Vertra­
ges Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden, soweit sie 
nicht den Vorschriften über den freien Waren- und Kapitalverkehr und über 
die Freizügigkeit der Personen unterliegen. Im Rahmen des Titels III des 
Zweiten Teils des Vertrages („Die Freizügigkeit, der freie Dienstleistungs­
und Kapitalverkehr") umfaßt die Freizügigkeit der Personen die Freizügig­
keit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft und die Niederlassungs­
freiheit im Gebiet der Mitgliedstaaten. 

10 Gemäß Artikel 59 EWG-Vertrag werden die Beschränkungen des freien Ver­
kehrs dieser Dienstleistungen für Angehörige der Mitgliedstaaten, die in 
einem anderen Staat der Gemeinschaft als demjenigen des Leistungsempfän­
gers ansässig sind, aufgehoben. Zur Erbringung der Dienstleistung kann sich 
entweder der Leistende in den Mitgliedstaat, in dem der Leistungsempfänger 
ansässig ist, oder dieser in den Mitgliedstaat begeben, in dem der Leistende 
ansässig ist. Während der erste Fall ausdrücklich in Artikel 60 Absatz 3 er­
wähnt wird, nach dem der Leistende seine Leistungen vorübergehend in dem 
Staat ausüben kann, in dem die Leistung erbracht wird, stellt der zweite Fall 
die notwendige Ergänzung hierzu dar, die dem Ziel entspricht, jede gegen 
Entgelt geleistete Tätigkeit, die nicht unter den freien Waren- und Kapital­
verkehr und unter die Freizügigkeit der Personen fällt, zu liberalisieren. 

1 1 Zur Durchführung dieser Bestimmungen sieht Abschnitt II des Allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkungen des freien Dienstleistungs­
verkehrs, das der Rat am 18. Dezember 1961 aufgrund von Artikel 63 EWG- . 
Vertrag beschlossen hat (ABl. 1962, S. 32), unter anderem die Aufhebung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften vor, die in den einzelnen Mitglied­
staaten die Einreise, die Ausreise und den Aufenthalt von Angehörigen der 
Mitgliedstaaten regeln, soweit sie nicht aus Gründen der öffentlichen Ord­
nung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt sind und diese Angehörigen 
an der Erbringung von Dienstleistungen hindern. 

1 2 Die Richtlinie 64/221 des Rates vom 25. Februar 1964 zur Koordinierung 
der Sondervorschriften für die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern, 
soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesund­
heit gerechtfertigt sind, (ABl. 1964, S. 850) gilt nach ihrem Artikel 1 unter 
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anderem für Staatsangehörige eines Mitgliedstaats, die sich in einen anderen 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft begeben, „um Dienstleistungen entgegenzu­
nehmen“. Die Richtlinie 73/148 des Rates vom 21. Mai 1973 zur Aufhebung 
der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen für Staatsangehörige der Mit­
gliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Niederlassung 
und des Dienstleistungsverkehrs (ABl. L 172, S. 14) räumt sowohl dem Lei­
stungserbringer als auch dem Leitungsempfänger ein Aufenthaltsrecht ent­
sprechend der Dauer der Dienstleistung ein. 

1 3 Die Verfasser des Allgemeinen Programms zur Aufhebung der Beschränkun­
gen des freien Dienstleistungsverkehrs haben dadurch, daß sie das Allge­
meine Programm auch auf Artikel 106 EWG-Vertrag gestützt haben, zum 
Ausdruck gebracht, daß sie sich der Auswirkung der Liberalisierung des 
Dienstleistungsverkehrs auf den Zahlungsverkehr bewußt waren. Nach Ab­
satz 1 dieses Artikels sind nämlich die Zahlungen, die sich auf den Waren-
und Dienstleistungsverkehr beziehen, zu liberalisieren, soweit der Waren-
und Dienstleistungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten liberalisiert ist. 

1 4 Unter den aufzuhebenden Beschränkungen des freien Dienstleistungsver­
kehrs nennt das Allgemeine Programm in Abschnitt III die Behinderungen 
von Zahlungen im Zusammenhang mit der Dienstleistung; dies gilt nach Ab­
schnitt III D und gemäß Artikel 106 Absatz 2 insbesondere dann, wenn der 
Dienstleistungsverkehr nur durch Beschränkungen der damit verbundenen 
Zahlungen begrenzt ist. Diese Beschränkungen waren gemäß Abschnitt V 
Buchstabe B des Allgemeinen Programms vor Ablauf der ersten Stufe der 
Übergangszeit, gegebenenfalls vorbehaltlich der Ausgabe von „Reisedevisen“ 
während der Übergangszeit, aufzuheben. Diese Bestimmungen wurden mit 
der Richtlinie 64/340 des Rates vom 31. Mai 1963 zur Aufhebung aller Ver­
bote oder Behinderungen von Zahlungen für Leistungen, wenn der Dienstlei­
stungsverkehr nur durch Beschränkungen der damit verbundenen Zahlungen 
begrenzt ist, (ABl. 1963, S. 1609) durchgeführt, in deren Artikel 3 ebenfalls 
die Ausgabe von Reisedevisen erwähnt wird. 

15 Sowohl das Allgemeine Programm als auch die vorgenannte Richtlinie behal­
ten jedoch den Mitgliedstaaten das Recht vor, die Art und die tatsächliche 
Durchführung der Überweisung finanzieller Mittel oder der Zahlungen zu 
überprüfen und die unerläßlichen Maßnahmen zu treffen, um Zuwiderhand­
lungen gegen ihre Rechts- und Verwaltungsvorschriften, insbesondere bei 
der Ausgabe von Reisedevisen, zu verhindern. 
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16 Daraus folgt, daß der freie Dienstleistungsverkehr die Freiheit der Leistungs­
empfänger einschließt, sich zur Inanspruchnahme einer Dienstleistung in 
einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, ohne durch Beschränkungen — und 
zwar auch im Hinblick auf Zahlungen — daran gehindert zu werden, und 
daß Touristen sowie Personen, die eine medizinische Behandlung in An­
spruch nehmen, und solche, die Studien- oder Geschäftsreisen unternehmen, 
als Empfänger von Dienstleistungen anzusehen sind. 

17 Artikel 106 Absatz 3 sieht die schrittweise Beseitigung von Beschränkungen 
für die Transferierungen vor, die sich auf die in der Liste des Anhangs III 
des Vertrages aufgeführten „unsichtbaren Transkationen" beziehen. Wie das 
vorlegende Gericht zu Recht festgestellt hat, umfaßt diese Liste unter ande­
rem Geschäftsreisen, den Fremdenverkehr sowie private Reisen und Aufent­
halte zu Studienzwecken und aus gesundheitlichen Gründen. 

18 Da dieser Absatz jedoch, wie sich aus seinem Unterabsatz 2 ergibt, nur unbe­
schadet der Absätze 1 und 2 von Artikel 106 gilt, läßt er sich auf die vier in 
Rede stehenden Vorgänge nicht anwenden. 

b) Zu den Begriffen „ l a u f e n d e Z a h l u n g e n " und , ,Kap i t a lve r ­
k e h r " 

19 Das vorlegende Gericht hat darauf hingewiesen, daß der Transfer von Bank­
noten in der Liste D der Anlagen zu den beiden Richtlinien erwähnt wird, 
die der Rat gemäß Artikel 69 auf dem Gebiet des Kapitalverkehrs erlassen 
hat (ABl. 1960, S. 921, und 1963, S. 62). In dieser Liste D sind die Kapital­
verkehrsvorgänge aufgeführt, für die die Richtlinien den Mitgliedstaaten kei­
nerlei Liberalisierungsmaßnahmen vorschreiben. Es fragt sich daher, ob der 
Umstand, daß der Transfer von Banknoten in dieser Liste erwähnt wird, 
ohne weiteres bedeutet, daß es sich dabei um Kapitalverkehr handelt. 

20 Der Vertrag enthält keine Definition dessen, was unter Kapitalverkehr zu 
verstehen ist. Allerdings sind in den Anlagen zu den beiden vorgenannten 
Richtlinien die verschiedenen Kapitalverkehrsvorgänge aufgeführt und mit 
einer Nomenklatur versehen. Zwar wird dort auch der materielle Transfer 
von Vermögenswerten, insbesondere Banknoten, genannt, doch folgt daraus 
noch nicht, daß ein solcher Transfer unter allen Umständen als Kapitalver­
kehr anzusehen ist. 
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21 Aus dem allgemeinen System des Vertrages ergibt sich vielmehr — und ein 
Vergleich der Artikel 67 und 106 bestätigt dies —, daß die laufenden Zah­
lungen Devisentransferierungen sind, die eine Gegenleistung im Rahmen 
einer dieser Leistung zugrundeliegenden Transaktion darstellen, während es 
sich beim Kapitalverkehr um Finanzgeschäfte handelt, bei denen es in erster 
Linie um die Anlage oder die Investition des betreffenden Betrags und nicht 
um die Vergütung einer Dienstleistung geht. Aus diesem Grund können Vor­
gänge des Kapitalverkehrs selbst den Grund für laufende Zahlungen bilden, 
wie sich den Artikeln 67 Absatz 2 und 106 Absatz 1 entnehmen läßt. 

22 Der Transfer von Banknoten kann daher nicht als Kapitalverkehr angesehen 
werden, wenn diesem Transfer eine Zahlungsverpflichtung entspricht, die 
sich aus einer Transaktion auf dem Gebiet des Waren- oder Dienstleistungs­
verkehrs ergibt. 

23 Folglich können Zahlungen für Reisen zu Fremdenverkehrs-, Geschäfts- und 
Studienzwecken sowie für die Zwecke einer medizinischen Behandlung auch 
dann nicht als Kapitalverkehr eingestuft werden, wenn sie durch den Trans­
fer von Banknoten erfolgen. 

c) Zum Grad der L ibera l i s ie rung der Z a h l u n g e n nach Ar t ike l 
106 E W G - V e r t r a g 

24 Zum Dienstleistungsverkehr heißt es in Artikel 106 Absatz 1, daß die sich 
darauf beziehenden Zahlungen zu liberalisieren sind, soweit der Dienstlei­
stungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten selbst nach dem Vertrag liberali­
sten ist. Nach Artikel 59 EWG-Vertrag werden die Beschränkungen des 
Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Gemeinschaft während der Übergangs­
zeit aufgehoben. Seit dem Ende der Übergangszeit müssen demnach die 
Beschränkungen der Zahlungen, die sich auf den Dienstleistungsverkehr be­
ziehen, beseitigt sein. 

25 Daraus ergibt sich, daß die Zahlungen, die sich auf den Fremdenverkehr, auf 
Geschäfts- oder Studienreisen und auf eine medizinische Behandlung bezie­
hen, seit dem Ende der Übergangszeit liberalisiert sind. 

26 Diese Auslegung wird durch Artikel 54 der Beitrittsakte von 1979 bestätigt, 
nach dem die Republik Griechenland Transferbeschränkungen für den Frem-
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denverkehr aufrechterhalten kann, wenn auch nur innerhalb bestimmter 
Grenzen und für einen nicht über den 31. Dezember 1985 hinausgehenden 
Zeitraum. Aus dieser Vorschrift ergibt sich, daß diese Transferierungen ohne 
diese Ausnahmeregelung sofort hätten liberalisiert werden müssen. 

d) Zu den M a ß n a h m e n zur K o n t r o l l e des Dev i sen t rans fe r s 

27 Der letzte Aspekt des durch die vorliegenden Rechtssachen aufgeworfenen 
Problems betrifft die Frage, ob und gegebenenfalls inwieweit die Mitglied­
staaten noch befugt sind, die liberalisierten Transferierungen und Zahlungen 
Maßnahmen zur Kontrolle des Devisentransfers zu unterwerfen. 

28 Hierzu ist zunächst festzustellen, daß die in Artikel 106 vorgesehene Libera­
lisierung der Zahlungen die Mitgliedstaaten verpflichtet, die in dieser Vor­
schrift genannten Zahlungen in der Währung des Mitgliedstaats zu genehmi­
gen, in dem der Gläubiger oder der Zahlungsempfänger ansässig ist. Die 
Zahlungen in der Währung eines Drittlandes fallen somit nicht unter diese 
Vorschrift. 

29 Sodann ist darauf hinzuweisen, daß nach Artikel 2 der vorgenannten Richt­
linie 63/340 die in dieser Richtlinie vorgesehenen Liberalisierungsmaßnah­
men das Recht der Mitgliedstaaten unberührt lassen, „die Art und die tat­
sächliche Durchführung der Zahlungen zu überprüfen". Dieser Vorbehalt ist 
wohl auf dem Umstand zurückzuführen, daß die sich auf den Waren- und 
Dienstleistungsverkehr beziehenden Zahlungen und der Kapitalverkehr da­
mals noch nicht völlig liberalisiert waren. 

30 Diese Liberalisierung ist jedoch auch nach dem Ende der Übergangszeit 
noch nicht in vollem Umfang erfolgt. Die Ratsrichtlinien, die in Artikel 69 
EWG-Vertrag zur Herstellung des freien Kapitalverkehrs vorgesehen sind, 
haben noch nicht alle Beschränkungen auf diesem Gebiet beseitigt, während 
Artikel 67, in dem die Kapitalverkehrsfreiheit vorgesehen ist, nach dem Ur­
teil des Gerichtshofes vom 11. November 1981 in der Rechtssache 203/80 
(Casati, Slg. 1981, 2595) dahin auszulegen ist, daß auch nach dem Ende der 
Übergangszeit die Beschränkungen der Devisenausfuhr nicht unabhängig 
vom Inhalt der in Anwendung von Artikel 69 erlassenen Richtlinien als besei­
tigt gelten können. 
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3i Unter diesen Umständen sind die Mitgliedstaaten weiterhin befugt, den De­
visentransfer Kontrollen zu unterwerfen, durch die festgestellt werden soll, 
ob es sich nicht in .Wahrheit um nicht liberalisierten Kapitalverkehr handelt. 
Diese Befugnis ist um so wichtiger, als sie mit der Verantwortung in Zusam­
menhang steht, die die Mitgliedstaaten nach den Artikeln 104 und 107 
EWG-Vertrag im Währungsbereich tragen; aufgrund dieser Verantwortung 
muß es ihnen möglich sein, geeignete Maßnahmen zu treffen, um eine Kapi­
talflucht oder ähnliche gegen ihre Währung gerichtete Spekulationen zu ver­
hindern. 

32 Für den Fall, daß ein Mitgliedstaat hinsichtlich seiner Zahlungsbilanz von 
Schwierigkeiten betroffen oder ernstlich bedroht ist, sehen die Artikel 108 
und 109 die zu treffenden Maßnahmen und die einzuhaltenden Verfahren 
vor. Diese Bestimmungen, die auch nach der völligen Liberalisierung des Ka­
pitalverkehrs ihre Funktion behalten, gelten jedoch nur für Krisenzeiten. 

33 Außerhalb von Krisenzeiten und bis zur völligen Verwirklichung des freien 
Kapitalverkehrs ist den Mitgliedstaaten daher die Befugnis zuzuerkennen, zu 
kontrollieren, ob Devisentransferierungen, die sich angeblich auf liberalisierte 
Zahlungen beziehen, nicht zweckentfremdet für nicht genehmigte Kapital­
verkehrsvorgänge verwendet werden. Zu diesem Zweck sind die Mitglied­
staaten berechtigt, die Art und die tatsächliche Durchführung der betreffen­
den Transaktionen oder Transferierungen zu überprüfen. 

34 Derartige Kontrollen dürfen jedoch die Grenzen nicht überschreiten, die 
vom Gemeinschaftsrecht gezogen werden und die sich namentlich aus der 
Freiheit des Dienstleistungsverkehrs und der damit zusammenhängenden 
Zahlungen ergeben. Folglich dürfen sie keine Beschränkung der sich auf 
Dienstleistungen beziehenden Zahlungen und Transferierungen auf einen be­
stimmten Betrag pro Transaktion oder pro Zeitraum bewirken, da sie in die­
sem Fall eine Beeinträchtigung der durch den Vertrag anerkannten Freiheits­
rechte darstellen würden. Aus demselben Grund dürfen diese Kontrollen 
auch nicht in einer Weise durchgeführt werden, die diese Freiheitsrechte illu­
sorisch werden ließe oder ihre Ausübung vom Ermessen der Verwaltung ab­
hängig machen würde. 

35 Diese Feststellungen stehen der Bestimmung von Pauschalgrenzen durch 
einen Mitgliedstaat nicht entgegen, unterhalb deren keinerlei Kontrolle statt-
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findet, während für Ausgaben, die diese Grenze übersteigen, die tatsächliche 
Verwendung für Zwecke des Dienstleistungsverkehrs zu belegen ist; der 
Pauschalbetrag darf jedoch nicht so festgesetzt sein, daß der normale Dienst­
leistungsstrom beeinträchtigt wird. 

36 Es ist Sache des innerstaatlichen Gerichts, im Einzelfall festzustellen, ob die 
Devisentransferkontrollen, um die es in einem bei ihm anhängigen Rechts­
streit geht, diese Grenzen nicht überschreiten. 

37 Aufgrund der vorstehenden Erwägungen lassen sich die zur Vorabentschei­
dung vorgelegten Fragen dahin gehend beantworten, daß Artikel 106 EWG-
Vertrag wie folgt auszulegen ist: 

— Bei den Transferierungen für Fremdenverkehrszwecke, für Geschäfts­
und Studienreisen und für die Zwecke einer medizinischen Behandlung, 
handelt es sich auch dann um Zahlungen und nicht um Kapitalverkehr, 
wenn sie durch den Transfer von Banknoten erfolgen. 

— Die Beschränkungen dieser Zahlungen sind seit dem Ende der Über­
gangszeit beseitigt. 

— Die Mitgliedstaaten sind auch weiterhin befugt, zu kontrollieren, ob De-
visentransferierungen, die sich angeblich auf liberalisierte Zahlungen be­
ziehen, nicht in Wahrheit für nicht genehmigte Kapitalverkehrsvorgänge 
verwendet werden. 

— Diese Kontrollen dürfen keine Beschränkung der sich auf Dienstleistun­
gen beziehenden Zahlungen und Transferierungen auf einen bestimmten 
Betrag pro Transaktion oder pro Zeitraum bewirken; ebensowenig dür­
fen sie sich dahin gehend auswirken, daß die vom Vertrag gewährten 
Freiheitsrechte illusorisch werden oder daß ihre Ausübung vom Ermessen 
der Verwaltung abhängig wird. 

— Im Rahmen dieser Kontrollen können Pauschalgrenzen festgelegt wer­
den, unterhalb deren keinerlei Kontrolle stattfindet, während für Aus­
gaben, die diese Grenzen übersteigen, die tatsächliche Verwendung für 
Zwecke des Dienstleistungsverkehrs zu belegen ist; der Pauschalbetrag 
darf jedoch nicht so festgesetzt sein, daß der normale Dienstleistungs­
strom beeinträchtigt wird. 
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Kosten 

38 Die Auslagen der belgischen Regierung, der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland, der französischen Regierung, der italienischen Regierung, der 
niederländischen Regierung und der Kommission, die vor dem Gerichtshof 
Erklärungen abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien 
der Ausgangsverfahren ist das Verfahren vor dem Gerichtshof ein Zwischen­
streit in den vor dem innerstaatlichen Gericht anhängigen Verfahren; die 
Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Tribunale Genua mit Beschlüssen vom 12. Juli und 22. No­
vember 1982 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

Artikel 106 EWG-Vertrag ist wie folgt auszulegen: 

— Bei den Transferierungen für Fremdenverkehrszwecke, für Ge­
schäfts- oder Studienreisen und für die Zwecke einer medizinischen 
Behandlung handelt es sich auch dann um Zahlungen und nicht um 
Kapitalverkehr, wenn sie durch den Transfer von Banknoten erfol­
gen. 

— Die Beschränkungen dieser Zahlungen sind seit dem Ende der Über­
gangszeit beseitigt. 

— Die Mitgliedstaaten sind auch weiterhin befugt, zu kontrollieren, ob 
Devisentransferierungen, die sich angeblich auf liberalisierte Zahlun­
gen beziehen, nicht in Wahrheit für nicht genehmigte Kapitalver­
kehrsvorgänge verwendet werden. 

— Diese Kontrollen dürfen keine Beschränkungen der sich auf 
Dienstleistungen beziehenden Zahlungen und Transferierungen auf 
einen bestimmten Betrag pro Transaktion oder pro Zeitraum bewir­
ken; ebensowenig dürfen sie sich dahin gehend auswirken, daß die 
vom Vertrag gewährten Freiheitsrechte illusorisch werden oder daß 
ihre Ausübung vom Ermessen der Verwaltung abhängig wird. 
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— Im Rahmen dieser Kontrollen können Pauschalgrenzen festgelegt 
werden, unterhalb deren keinerlei Kontrolle stattfindet, während für 
Ausgaben, die diese Grenze übersteigen, die tatsächliche Verwendung 
für Zwecke des Dienstleistungsverkehrs zu belegen ist; der Pauschal­
betrag darf jedoch nicht so festgesetzt sein, daß der normale Dienst­
leistungsstrom beeinträchtigt wird. 

Mertens de Wilmars Koopmans Bahlmann Galmot 

Pescatore Mackenzie Stuart Bosco Everling Kakouris 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 31. Januar 1984. 

Für den Kanzler 

J. A. Pompe 

Hilfskanzler 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
G. FEDERICO MANCINI 

VOM 15. NOVEMBER 1983 1 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Die vorliegenden Vorabentschei­
dungsersuchen haben ihren Ursprung in 
der Ausfuhr ausländischer Devisen im 
Bereich der Gemeinschaft zum Zwecke 
der Bezahlung von Dienstleistungen in 
den Bereichen Fremdenverkehr, Gesund­
heit und Ausbildung sowie im Zusam­
menhang mit Geschäftsreisen. Es geht im 

wesentlichen um die Frage, ob und wie 
diese Vorgänge durch das Gemein­
schaftsrecht geregelt sind. Der Gerichts­
hof wird somit ersucht, die Bestimmun­
gen des EWG-Vertrags über die Liberali­
sierung der laufenden Zahlungen für 
Dienstleistungen auszulegen, die es mit 
sich bringen, daß sich der Dienstlei­
stungsempfänger von dem Land, in dem 
er wohnt, in das Land begibt, in dem die 
Dienstleistung erbracht wird. 

1 — Aus dem Italienischen übersetzt. 
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